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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Mumia Abu-Jamal 


Juristische Auseinandersetzung tritt in eine 
wichtige Phase - Solidarität organisieren | 


In Dezember 2001 hob Bundesrichter Wil- 
liam H. Yohn den Todesurteil gegen den 
afroamerikanischen politischen Gefange- 
nen und Journalisten Mumia Abu-Jamal, 
der angeblich einen Polizisten erschossen 
haben soll, vorläufig auf und setzte dem 
Staatsgericht von Philadelphia eine Frist 
von 180 Tagen, um über ein neues Straf- 
maß zu verhandeln, sonst werde die Strafe 
automatisch in Lebenslänglich verwandelt. 

In Dezember 2005 ließ ein Bundesberu- 
fungsgericht eine 30 Punkte umfassende 
Beschwerde der Verteidigung gegen Yohns 
Entscheidung zur weiteren Überprüfung zu. 
Allerdings werden nur 4 der 30 Beschwer- 
degründe untersucht. 

In einer Mitteilung an die Solidaritätsbe- 
wegung Ende Juni erklärte Robert Bryan, 
der Anwalt von Abu-Jamal, er beabsichti- 
ge, seinen ersten Antrag an das Beru- 
fungsgericht am 13. Juli einzureichen. Der 
Staatsanwalt Philadelphias, der in seinen 
Antrag vom Mitte März erneut die Todes- 
strafe gefordert hat, hat dann die Möglich- 
keit der Erwiderung. Das letzte Erwide- 
rungsrecht liegt bei der Verteidigung. Geht 
dieses juristisches Prozedere zügig voran 
und werden die Anträge vom Gericht 
schnell verarbeitet, könnte die Anhörung 
schon im Spätherbst stattfinden. 

In seiner Mitteilung unterstrich Bryan, 


PE.N.-Zentrum Deutschland: 
Mumia Abu-Jamal muss 
freigelassen werden! 


Fast ein Vierteljahrhundert lang sitzt der 
Journalist Mumia Abu-Jamal, ehemaliger 
Aktivist der Black Panther, in der Todes- 


zelle. Er wurde wegen Mordes an einem 
Polizisten in Philadelphia zur Höchststra- 
fe verurteilt. Von Anfang an gab es er- 
hebliche Zweifel über seine Täterschaft. 
Sie führten dazu, dass auf Grund mehre- 
rer Berufungsverhandlungen die Hinrich- 
tung aufgeschoben wurde. Inzwischen 


dass es um das Leben und die Freiheit des 
seit fast einem Vierteljahrhundert im To- 
destrakt sitzenden Mumia Abu-Jamal geht: 
„Das Ziel ist, Herr Mumia Abu-Jamal frei- 
zubekommen ... Wenn wir verlieren, wird 


sind die Indizien, die dem Urteil zugrun- 
de liegen, noch fragwürdiger geworden. 
Seit Jahren wird das beeidete Geständnis 
eines anderen, erhabe den Polizisten getö- 
tet, in den Verfahren nicht berücksichtigt. 

Der Verdacht wird nicht ausgeräumt, 
dass Mumia Abu-Jamal vor allem aus ras- 
sistischen und politischen Gründen ver- 
urteilt worden ist. 

Die Dürftigkeit der Beweismittel, die 
zwingende Vermutung von Beweismani- 
pulationen und die lange Haftdauer er- 
fordern eine klare Entscheidung: Mumia 
Abu-Jamal muss freigelassen werden. 

In den vergangenen Jahren haben sich 


er hingerichtet.“ 

Die Solidaritätsbewegung in den USA 
kommt langsam wieder in Fahrt. Vor einer 
Woche fanden in New York, Pittsburgh und 
Philadelphia gut besuchte Informations- 
veranstaltungen statt. Die Solidaritätsbe- 
wegung muss immer noch viel Kraft auf- 
wenden, um den Lügen und Desinformati- 
onskampagnen der Polizeigewerkschaft 
Fraternal Order of Police (FOP) entgegen- 
zuwirken. Seitdem die Pariser Vorstadt St. 
Denis eine Straße nach Mumia Abu-Jamal 
ernannte, hat diese eine groß angelegte 
Kampagne entfaltet, um St. Denis zu be- 
wegen, die Straße umzubenennen (siehe 
letzte Info). Der Stadtrat Philadelphias hat 
hier diesbezüglich eine Resolution verab- 
schiedet, in der auch alle Polizisten welt- 
weit geehrt werden. 

Die FOP-Kampagne hat auch in der BRD 
gefruchtet. In seiner Ausgabe 26/2006 von 
Ende Juni berichtete Der Spiegel, die Straße 
befinde sich in einem ganz normalen Sa- 
nierungsgebiet. Und wie könnte es anders 
sein, in diesem Gebiet wohnen „Immigran- 
ten aus Schwarzafrika und dem Mahgreb 
[und] geben den Ton an“. Wo bitte schön 
fängt Schwarzafrika an?? Und weiter heißt 
es: „Im Dezember 1981 soll er den weißen 
Polizisten Daniel Faulkner umgebracht ha- 
ben. Eine Zeugin erkannte in ihm den Tä- 


zahlreiche Persönlichkeiten aus aller Welt, 
unter ihnen Nelson Mandela, für ihn aus- 
gesprochen. Er ist zum Ehrenbürger von 
Paris ernannt worden. Nach der Hinrich- 
tung von Stanley Tookie Williams im De- 
zember vergangenen Jahres soll dieser 
Appell erneuert werden. Jede Verlänge- 
rung der Haft wäre barbarisch, erst recht 
die Bestätigung der Todesstrafe. Das 
P.E.N.-Zentrum Deutschland fordert mit 
der Freilassung von Mumia Abu-Jamal 
nichts mehr als einen selbstverständlichen 
Akt der Humanität. 

Wilfried F. Schoeller, Generalsekretär 
P.E.N.-Zentrum Deutschland 


ter... 18 Jahre nach dem Mord gestand ein 
anderer Mann die Tat“. Kein Wort davon, 
dass es ausreichenden Beweise dafür gibt, 
dass „die Zeugin“ über den Tathergang ge- 
logen hat, gute Beziehungen zur Polizei 
hatte und seit Jahren unauffindbar ist, so 
dass ihre damalige Aussage nicht mehr 
überprüfbar ist. Kein Wort davon, dass, ob- 
wohl „der Mann“ (Arnold Beverly) eine ei- 
desstattliche Erklärung abgegeben hat, er 
sei der Täter, die Staatsanwaltschaft Phila- 
delphias sich weigert, ihn zu verhören. 

Passend zum ‘Krieg gegen den Terroris- 
mus’ und der herrschenden Islamphobie ist 
Mumia Abu-Jamal „früher schon zum Is- 
lam übergetreten“. Mumia Abu-Jamal, wie 
viele Aktivisten aus der schwarzen Befrei- 
ungsbewegung in den USA, hat seinen 
‚Sklavennamen‘ - den Namen, den die 
Nachkommen der aus Afrika verschleppten 
Sklaven von den Sklavenhalter verpasst be- 
kommen hatten - abgelegt, Moslem zu sein, 
hat er nie behauptet. 

„Schwarz, Todesstrafe, Fehlurteil, Ame- 
rika: Kein Wunder, dass die Anteilnahme 
groß ist. Mitglieder der US-Bürgerrechts- 
bewegung, Globalisierungsgegner und Alt- 
linke verehren ihn als ‘Stimme der Stimm- 
losen“ und sehen in seinem Fall den Exzess 
eines rassistischen Justizsystems,“ meint 
Stefan Simons. So ein dummer Satz braucht 
wirklich keinen Kommentar. 

Zu guter Letzt zitiert der Autor, nein nicht 
Mumia Abu-Jamal und auch nicht den Bür- 
germeister von St. Denis oder seinen Stell- 
vertretender, sondern Frau Gutierrez, die in 
der Rue Mumia Abu-Jamal wohnt: „Im- 
merhin wissen die Amerikaner jetzt, wo un- 
sere Gemeinde liegt“. Da bleibt nur eine Fra- 
ge offen, kommt Frau Gutierrez aus 
Schwarzafrika oder aus dem Maghreb?? 

Der Spiegel-Artikel ist rassistisch, dumm 
und nachgeplappert. (Red.) 
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Nach dem Tod von drei Gefangenen in Guantanamo 


Das Lagersystem im „großen Kampf“ 


Wenige Tage vor dem Tod dreier Gefange- 
ner im Lager von Guantanamo rief US-Prä- 
sident Bush vor Absolventen der Militära- 
kademie West Point zur Fortsetzung des 
„großen Kampfes“ gegen den „Terroris- 
mus“ auf: „Aufeinen solchen Feind gibt es 
nur eine wirksame Reaktion: Wir werden 
niemals klein beigeben, wir werden niemals 
aufgeben, und wir werden niemals etwas 
Geringeres als den vollständigen Sieg ak- 
zeptieren.“ 

Die Umstände des Todes der drei Gefan- 
genen - der jüngste von ihnen, gerade 21- 
jährig, war zum Zeitpunkt seiner Gefan- 
gennahme noch Jugendlicher - sind nicht 
aufgeklärt. Angehörige von zwei der drei 
Toten bestreiten die Selbsttötung. Es ist 
tatsächlich schwer vorstellbar, wie sich die 
Gefangenen unter den Augen ihrer Wärter 
in einer Zelle, in der es keinen Nagel, kei- 
nen Haken, kein Fensterkreuz, keinen Vor- 
sprung gibt, erhängt haben. Aber Spekula- 
tionen über die Todesumstände führen 
nicht weit und verstellen eher den Blick 
dafür, dass die Verantwortung für den Tod 
- so oder so - bei der US-Administration, 
der Armee, dem Lagerregime liegt. 

So wirft der Tod ein grelles Licht auf die 
vielleicht am meisten beunruhigende Ent- 
wicklung im Zusammenhang dieses „gro- 
ßen Kampfes“, in dem die US-Regierung 
„nichts Geringeres als den vollständigen 
Sieg“ anstrebt und ihm alles, buchstäblich 
alles unterordnet. 

Am 13. November 2001, wenige Wochen, 
nachdem bei dem Angriff auf das World 
Trade Center in New an die 3000 Menschen 
auf furchtbare Weise ums Leben kamen, 
hatte der Präsident der Vereinigten Staaten 
die so genannte military order erlassen, mit 
der er bei Nicht-Staatsbürgern, die terrori- 
stischer Taten verdächtigt werden, „unbe- 
schränkte Haft“ und einen Prozess vor „mi- 
litary commissions“ - Militärtribunalen - 
erlaubte. Diese Militärtribunale sind nicht 


mit den Militärgerichten zu verwechseln, 
wie sie das Kriegsrecht vorsieht. Diese sind, 
immerhin, an Völkerrecht gebunden. Die 
Militärtribunale dagegen können souverän, 
absolut ungebunden durch rechtliche Re- 
geln, über den Status von Personen ent- 
scheiden, die als Gefährdung der nationa- 
len Sicherheit angesehen werden. Die Ver- 
teidigung vor diesen Tribunalen ist aufs 
Äußerste eingeschränkt, Gefangene kön- 
nen ausgeschlossen werden, wenn als „ge- 
heim“ eingestufte „Beweise“ für ihre 
„Schuld“ verhandelt werden, Berufung ge- 
gen ihre Urteile ist nicht möglich, sie kön- 
nen Todesurteile verhängen und vollstre- 
cken, die durch keinerlei reguläre Recht- 
sinstitution überprüft werden. Wenn, dann 
gleichen diese Militärtribunale eher Stand- 
gerichten, nur dass das Standrecht damit 
begründet wird, dass ein ordentliches Ver- 
fahren aus Mangel an Zeit oder Gelegen- 
heit nicht durchführbar, der Täter aber un- 
schädlich zu machen sei. 

Schon der Patriot Act vom 26.10.2001 
hatte die US-Bundesanwaltschaft ermäch- 
tigt, jeden Fremden „in Gewahrsam zu neh- 
men“, der verdächtigt wird, die nationale 
Sicherheit zu gefährden. Nach dem Patriot 
Act muss jedoch, jedenfalls ist das so vor- 
gesehen, jeder „Fremde“ innerhalb von sie- 
ben Tagen ausgewiesen oder angeklagt 
werden, das Einwanderungsgesetz verletzt 
bzw. ein anderes Delikt begangen zu haben. 

Wie das in der Praxis aussieht - und hier 
ist noch nicht von Guantanamo und ähn- 
lichen Lagern die Rede -, haben wir im Ge- 
fangenen Info mehrfach beschrieben: Eine 
unbekannte Zahl von „Fremden“, d.h. Mus- 
limen meist arabischer Abstammung, wur- 
de in den USA nach dem 11.9. verhaftet, je- 
denfalls Tausende, Hunderte wurden ver- 
urteilt, eine große Zahl ausgewiesen. Viele 
der Ausgewiesenen hatten jahrelang in den 
USA gelebt und besaßen eine gültige Au- 
fenthaltserlaubnis. In der Haft waren Miss- 
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handlungen an der Tagesordnung. 

Schon der Patriot Act also, und wie viel 
mehr die military order, legen offen, dass 
der Ausnahmezustand im „großen Kampf“ 
- ein Kampf mit vielen Fronten, der auf der 
Ebene der ganzen Welt geführt wird und 
wahrscheinlich als „Weltbürgerkrieg“ ge- 
fasst werden kann -, zu einem wesentlichen 
Mittel der Politik geworden ist. Der italie- 
nische Philosoph Agamben stellt in seiner 
lesenswerten Schrift über den „Ausnahme- 
zustand“ fest, dass dieser Ausnahmezu- 
stand es ermöglicht, ganze Gruppen von 
Menschen, die, aus welchen Gründen auch 
immer als in das politische System nicht in- 
tegrierbar betrachtet werden, auszuschal- 
ten. Gegenwärtig konkret dadurch, dass der 
rechtliche Status der Individuen radikal 
ausgelöscht und sie damit als Personen eli- 
miniert werden. Guantanamo und ähnliche 
Lager sind Zonen der Rechtlosigkeit, und 
die military order, auf der dieses Lagersy- 
stem beruht, bringt Wesen hervor, die juri- 
stisch weder eingeordnet noch benannt 
werden können, Wesen, die auf ihr „nack- 
tes Leben“ reduziert sind. Sie sind weder 
Gefangene noch Angeklagte, sie sind, um 
Agamben zu zitieren, „einfach Verhaftete, 
die einer faktischen Herrschaft unterwor- 
fen sind, einer Haft, die nicht nur zeitlich, 
sondern ihrem Wesen nach unbestimmt ist, 
denn sie entzieht sich jedem Gesetz und je- 
der Form rechtlicher Kontrolle“. Nur ein 
ganz kleiner Bruchteil ist überhaupt ange- 
klagt, für die allermeisten gibt es überhaupt 
keinen Anklagepunkt, der im amerikani- 
schen Recht festgehalten ist. 

Einem Rechtsprofessor aus New Jersey 
gelang es kürzlich, trotz der nahezu tota- 
len Nachrichtenkontrolle durch Armee und 
andere Behörden, aufgrund von Militärdo- 
kumenten eine grobe Übersicht über die Ge- 
fangenen in Guantanamo zu erstellen. 
Mehr als der Hälfte von ihnen (55%) wer- 
de nicht einmal „ein feindlicher Akt“ ge- 
gen die USA oder ihre Verbündeten vorge- 
worfen; gerade 8% würden eindeutig als 
„Al-Quaida-Kämpfer“ eingestuft. 86% der 
Gefangenen wurden den US-Truppen von 
Pakistanis oder der damaligen Nord-Alli- 
anz in Afghanistan zu einem Zeitpunkt 
überstellt, als die mit Flugblättern und ho- 
hen Kopfprämien die Bergbauern dazu auf- 
gerufen habe, Verdächtige zu denunzieren. 

Nicht einmal angeklagt, schon gar nicht 
verurteilt, sind sie zur „Sache“, zu einem 
„Stück Vieh“ erklärt.' Sie sind in kleinen, 
5-qm-Zellen eingesperrt, bis zu 24 Stunden 
am Tag. Sie erhalten Seife, ein Handtuch, 
Zahnbürste, Zahnpasta, Shampoo, einen 
Lappen, Sandalen, einen Becher, zwei Bett- 
laken, eine Gebetshaube, einen Koran. 
Nichts sonst. Nichts zu lesen, außer dem 
Koran. Sie haben, je nach Einstufung ihrer 
„Gefährlichkeit“ keine oder nur minimalste 
soziale Kontakte. Keine Verbindung zu 
ihren Familien. Keinen oder nur minima- 
len Kontakt zu Anwälten. So vegetieren sie, 
auf das nackte Leben reduziert, in dieser 
Zone totaler Rechtlosigkeit, Tag für Tag, 


Woche für Woche, Monat für 
Monat, Jahr für Jahr, ohne zu 
wissen, wann sie das Lager ver- 
lassen können und ob über- 
haupt je. 

Das Oberste Gericht der USA 
hat jetzt die Militärtribunale für 
verfassungswidrig erklärt; vor 
zwei Jahren hatte das Gericht 
bereits geurteilt, dass die Ver- 
hafteten ein Recht auf An- 
hörung haben und nicht unbe- 
fristet und ohne Anklage ge- 
fangen gehalten werden dürfen. 
An der Lage der Inhaftierten 
hatte sich dadurch nicht viel 
geändert. Dass die Bush-Admi- 
nistration selbst 
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minimale Tor zum Abschiebelager Bramsche. In Lagern und la- 


rechtliche Festlegungen (etwa gerähnlichen Einrichtungen sind Flüchtlinge, also Men- 


Militärgerichte statt -tribunale) 
missachtet, ist auch jetzt zu be- 
fürchten. Trotzdem sollte das 
jüngste Urteil nicht gering geschätzt wer- 
den; es zeigt, dass einige Institutionen ge- 
gen Kritik nicht völlig unempfindlich sind. 

Aber es ist auch klar, dass dieses Urteil, 
auch wenn es umgesetzt würde, das Lager- 
system nicht aufhebt. Der Kampf gegen das 
Lagersystem ist eine unabdingbare Aufga- 
be jeder emanzipatorischen Bewegung. Er 
ist vom Kampf gegen Folter - siehe dazu 
dieKampagne von Libertad!, die wirim vor- 
letzten Gefangenen Info dokumentierten - 
nicht zu trennen, weil Folter in dieser Zo- 
ne der Rechtlosigkeit keine Ausnahme, son- 
dern die Regel und, systematisch betrach- 
tet, eine gegen „Feinde“ jederzeit verfüg- 
bare Option ist. Kommen die Gefangenen 
schließlich vor ein Militärtribunal (oder 
-gericht), können die unter Folter und Miss- 
handlungen erzwungenen Aussagen ver- 
wendet werden - auch die BRD macht, wie 
ja bekannt wurde, von solchen unter Fol- 
ter erzwungenen Aussagen Gebrauch. 

Nicht nur deshalb ist die Kritik der EU und 
der europäischen Regierungen, die die 
Schließung von Guantanamo fordern, mehr 
als scheinheilig. 

Denn so wichtig es ist, dass Guantanamo 
geschlossen wird - dieses Lager ist nur die 
Spitze eines Eisbergs. Es gibt an etlichen 
Militärstützpunkten wie San Diego und Ba- 
gram ähnliche Einrichtungen. Einige Ge- 
fangene wurden auf Kriegsschiffen festge- 
halten oder in Einrichtungen der Geheim- 
dienste. Es gibt Gefängnisse wie Abu Ghraib 
in Irak und ähnliche in Afghanistan. 

Und mehr noch: Die Schaffung von Zo- 
nen der Rechtlosigkeit hat die starke Ten- 
denz zur Ausweitung, zu einer Auswuche- 
rung, von der dann auch andere und im- 
mer größere Gruppen betroffen sind, die als 
„nicht integrierbar“ ins politische System 
definiert werden. 

Auch die Politik der Flüchtlingsabwehr 
muss in diesen Zusammenhang gestellt wer- 
den. Die EU und ihre Mitgliedsländer orga- 
nisieren die Flüchtlingsabwehr als Politik des 
Ausnahmezustandes, den sie unter Berufung 
auf „Schutz“ vor weltweiten Wanderungsbe- 


schen, die der Achtung der Menschenrechte am aller- 
meisten bedürfen, weitestgehend rechtlos 


wegungen, als „Schutz“ ihrer Sicherheitsin- 
teressen ausrufen, wodurch sie die Flücht- 
lingsabwehr eben als Frage des Krieges be- 
handeln. Diese zu schützenden „Sicherheits- 
interessen“ begründen das System der 
Flüchtlingslager und lagerähnlichen Einrich- 
tungen, das das EU-Territorium überzieht 
und den „Grenzwall“ der EU befestigt. Ge- 
genwärtig werden erneut Pläne forciert, meh- 
rere neue „Schutzzentren“ für Flüchtlinge 
außerhalb der EU einzurichten (konkret in 
Afrika und der Ukraine); damit greift die EU 
die Forderungen insbesondere des früheren 
Bundesinnenministers Schily auf, EU-Lager 
außerhalb des EU-Territoriums zu errichten, 
die unter die Souveränität der EU fallen, in 
denen aber das EU-Recht nicht gilt. Bei allen 
Unterschieden weisen diese Lager, wenn sie 
nicht verhindert werden können, strukturel- 
le Gemeinsamkeiten mit Guantanamo auf. 
Ihre Insassen sind ebenfalls nicht Angeklag- 
te (mit dem Recht auf Verteidigung), nicht 
Verurteilte, sondern nur Gefangene. Sie sind 
ähnlich wie die Gefangenen in Guantanamo 
einer faktischen Herrschaft unterworfen, als 
Internierte einer Haft unterworfen, die zeit- 
lich und ihrem Wesen nach unbestimmt ist, 
weil sie sich jedem Gesetz und jeder Form 
rechtlicher Kontrolle entzieht. Auch diese La- 
ger sind, wie Agamben es beschreibt, Räume 
des Ausnahmezustandes, der Rechtlosigkeit, 
in dem die Menschen auf das nackte Leben 
reduziert werden. ScC 


1 Die Zitate stammen vom deutschen Philosophen 
Fichte, der wie der französische Philosoph Ros- 
seau als einer der Begründer des „Feindstraf- 
rechts“ gelten. Fichte schrieb: „Wer (als Straftä- 
ter - Verf.) den Bürgervertrag in einem Stücke 
verlässt, sei es mit Willen oder aus Unbedacht- 
samkeit ... verliert der Strenge nach alle seine 
Rechte als Bürger und als Mensch und wir völ- 
lig wertlos.“ Während er dem Kleinkriminellen 
immerhin noch zubilligte, seine Vogelfreiheit 
durch einen Abbüßungsvertrag zu mildern, will 
er das für „absichtliche(n) vorbedachte(n) Mord“ 
nicht gelten lassen: „... der Verurteilte wird er- 
klärt für eine Sache, für ein Stück Vieh“. (Zitiert 
nach Günther Jakobs, Bürgerstrafrecht und 
Feindstrafrecht) 


Der Hungerstreik des von Abschiebung be- 
drohten togoischen Flüchtlings Attikpasso 
Latevi Lawson und dessen Unterstützung 
haben immerhin zu folgendem Artikel in 
der Thüringer Tageszeitung „Freies Wort" 
geführt. Wir dokumentieren: 


Letzte Mittel 
gegen eine Rückkehr 
in die Angst 


Ein Plattenbau im Erfurter Norden, sechster 
Stock. Eine Wohnung wie tausend andere. 
Doch drinnen trieft Blut. Rot, rot und 
nochmals rot leuchten die Leinwände, ge- 
sichtslose Münder formen stumme Schreie, 
Menschen ducken sich vor Soldaten. Bil- 
der, die ein Tunnel sind vom jubilierenden 
Fußballdeutschland ins ferne Togo. 

Attikpasso Latevi Lawson hat sie gemalt. 
Er könnte, sagt Sandra Jesse vom Thürin- 
ger Flüchtlingsrat, zu jedem eine Ge- 
schichte erzählen. Von Folter, Faustschlä- 
gen und Elektroschocks. Von willkürlichen 
Verhaftungen und bewaffneten Trupps, die 
nächtens Türen eintreten, Wohnungen ver- 
wüsten und Menschen mitnehmen, von de- 
nen man nie wieder etwas erfährt. Oder die 
man als Leiche am Strand findet, abgewor- 
fen aus den schwarzen Helikoptern der Prä- 
sidentengarde. Togo, vergessenes Land. Ein 
Name, derzu schwarzen Ballartisten gehört, 
die eine WM so schön bunt machen. Man 
drückt dem Außenseiter die Daumen, be- 
wundert die Eleganz. Mit dem Ausscheiden 
verlischt der Name. 

Togo, Zwergstaat im Westen Afrikas. Ge- 
schlagene 38 Jahre unter der Fuchtel des 
Despoten Gnassingbe Eyadema, der die Op- 
position brutal unterdrückt und das einst 
wohlhabende Land verkommen lässt. Nach 
seinem Tod im Februar 2005 veranstaltet 
das Regime eine Wahlfarce, Eyademas Sohn 
Faure erbt den Präsidentenstuhl, die will- 
fährige Armee, die knüppelbewehrten Mi- 
lizen und einen Spitzelapparat, der gegen 
kleine Münze jeden ans Messer liefert, der 
nicht das Knie beugt. Es gibt Berichte über 
all das, von Amnesty International und 
auch von deutschen Hilfsorganisationen, 
doch die Lageeinschätzungen des Auswär- 
tigen Amtes lesen sich merkwürdig ge- 
dämpft: Zu Folter, Vertreibung und Mord 
fehlen „eigene Erkenntnisse“, für unmittel- 
bare Lebensgefahr von Oppositionellen 
oder rückkehrenden Flüchtlingen hat man 
keinen Beleg. Diplomatische Zurückhal- 
tung, um wenigstens noch im Land zu blei- 
ben, wie es bei deutschen Hilfsorganisatio- 
nen heißt. Oder um Frankreichs Präsident 
Jaques Chirac nicht zu düpieren, der den 
Diktator Eyadema öffentlich „Freund“ 
nennt. 

All dies bliebe ein Stück für ferne Büh- 
nen in Berlin, Paris oder Brüssel, gäbe es 
die Flüchtlinge nicht. Menschen, die erst in 
die Nachbarländer Togos fliehen, Gabun 
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Attikpasso Latevi Lawson vor seiner Inhaf- 
tierung 


und Benin. Dort aber nicht sicher sind, weil 
Eyademas Häscher ungerührt auch Gren- 
zen überschreiten. Also fliehen sie weiter, 
nach Norden, Europa, Deutschland. Um 
schließlich als Asylbewerber auch in 
Thüringen zu landen. Wie Attikpasso Late- 
vi Lawson, der Maler. Der seine Bilder ge- 
rade nicht erklären kann. Weil er in Suhl- 
Goldlauter die Zelle mit einem weiteren 
Afrikaner teilt - in „Vorbereitungshaft“ zur 
Abschiebung nach Togo. 


Krankheit wird nicht akzeptiert 


Lawson kam im September 1998 nach 
Deutschland, als politischer Flüchtling und 
Folteropfer. Es begann das übliche Proce- 
dere: Asylantrag, Ablehnung, Gegenklage, 
Zweitverfahren, wieder Ablehnung. Im Ju- 
li 2002 führt jedoch ein Eilantrag zum Ab- 
schiebestopp. Der Grund liegt in einem Gut- 
achten der TU Dresden, das eine „schwere 
posttraumatische Belastungsstörung“ atte- 
stiert, dringend zur Therapie rät und warnt, 
die Krankheit könne chronisch werden. 
Weitere Gutachten, darunter auch eines im 
Auftrag des Gerichts, bestätigen Lawsons 
akute Gefährdung, die sich längst auch in 
Schwerhörigkeit und Sehbehinderung ma- 
nifestiert. Für Thüringer Behörden indes 
scheint der alte Marx-Satz zu gelten: „An 
allem ist zu zweifeln.“ Das Erfurter Sozial- 
amt verweigert Hörgerät und Psychothera- 
pie, das Verwaltungsgericht Gera hält eine 
Gefährdung Lawsons durch Rückführung 
für nicht erwiesen. Der könne sich ja auch 
in Togo behandeln lassen, meint der Rich- 
ter. Wie ein arbeitsunfähiger Maler ohne 


Familie das Geld dafür aufbringen soll, 
steht nicht zur Debatte. 

Ein halbes Jahr vergeht in Starre. Die Be- 
rufung gegen das Geraer Urteil läuft, nichts 
passiert. Irgendwann früher hat Lawson für 
„Passersatzdokumente“ unterschrieben, er 
wusste wohl nicht, was das bedeutet. Mit 
der Unterschrift kann Togos Botschaft nun 
einen Pass für die Ausreise fertigen, die 
Ausländerbehörde könnte ihn damit ab- 
schieben, trotz Berufung. Der Togoer, oh- 
nehin schon von Depressionsschüben und 
Angstzuständen geplagt, gerät in Ver- 
zweiflung, schreibt einen Brief an das Ge- 
raer Gericht. Er droht, sich etwas anzutun 
und dabei andere mitzureißen. Ein Selbst- 
mord-Attentat, womöglich. 

Nur Stunden nach Eintreffen des Briefs 
wird Lawson verhaftet, ein paar Tage spä- 
ter in den Maßregelvollzug des psychiatri- 
schen Fachkrankenhauses Stadtroda einge- 
wiesen. Die Ärzte dort befinden zwar seine 
Ungefährlichkeit, doch nach acht Wochen 
wird Lawson nur entlassen, um ihn gleich 
am Ausgang der Klinik erneut festzuneh- 
men - für sechs Wochen „Vorbereitungs- 
haft“ in Goldlauter. Dort beginnt er kurz 
darauf einen Hungerstreik, den er am Mitt- 
woch nach elf Tagen beendet. In Ge- 
sprächen dort wirkt er oft geistesabwesend, 
zutiefst verzweifelt, berichtet Adelino Ma- 
suwisa, der für die Suhler Evangelische Kir- 
chengemeinde als Vollzugsbetreuer arbei- 
tet: „Er kann einfach nicht verstehen, wie- 
so er hinter Gitter muss. Er habe nie jemand 
etwas tun wollen, nur protestieren mit dem 
Hungerstreik.“ Doch genau jener, so fürch- 
tet Lawsons Anwältin Dorothea Manegold 
aus Arnstadt, könne nun zur beschleunig- 
ten Abschiebung führen: „Das war sicher 
nicht hilfreich.“ 


Besuche als Sicherheitsrisiko 


Möglicherweise könnte öffentlicher Pro- 
test, wie gestern auf dem Erfurter Anger, 
noch etwas bewirken, hofft Manegold. 
Denn hinter den Kulissen wird verhandelt, 
zwischen Evangelischer Landeskirche und 
Innenministerium. Bislang glaubten die 
Behörden wohl an eine eher geräuschlose 
Abwicklung. Die Härtefallkommission des 
Landes mochte sich nicht einmal mit dem 
Fall befassen. Und das Justizministerium 
verlegt sich aufs Mauern: Obwohl Lawson 
Besuchsrecht hat, wurden Besuchsanträge 
unserer Redaktion rundweg abgelehnt - mit 
Verweis auf „Ordnung und Sicherheit“ im 
Gefängnis. Man wolle „keinen Präzedenz- 
fall“ schaffen, wie ein Hungerstreik zu me- 
dialem Echo verhelfe, erklärt dazu des Mi- 
nisters Sprecherin - als ob sich damit die 
Nachricht zurückhalten lasse. 

Abgesehen davon: Auch im Thüringer 
Vollzugsrecht steht nichts von Einschrän- 
kung der Meinungs- und Pressefreiheit, so- 
lange kein Haftrichter dafür zwingende 
Gründe nennt. 

Flüchtlingsrat, das Voice Refugee Forum 
Jena, Abgeordnete von Linkspartei und 
Grünen kämpfen gegen die drohende Ab- 


schiebung. „Wer kein Herz aus Stein hat, 
muss doch erkennen, was zu tun ist“, meint 
die grüne Bundesvorsitzende Claudia Roth 
in einer Botschaft, „die Thüringer Landes- 
regierung muss einen Abschiebestopp für 
togolesische Flüchtlinge verhängen.“ 
Thüringens Grünen-Chefin Astrid Rothe- 
Beinlich, die Roths Schreiben verteilt, ver- 
weist auf Mecklenburg-Vorpommern, das 
wegen der Lage in Togo zunächst für ein 
halbes Jahr keine Flüchtlinge ausweist. 

„Attikpasso Lawson verdient ein huma- 
nitäres Bleiberecht nach dem neuen Zu- 
wanderungsrecht. Der Rechtsstaat zerstört 
doch das Vertrauen in sich selbst, wenn 
selbst unbestrittene ärztliche Gutachten 
nichts mehr gelten.“ Selbst aus Genf be- 
kommt Lawson inzwischen Beistand: Das 
UNO-Hochkommissariat für Flüchtlinge 
(UNHCR) plädiert ausdrücklich für ein Mo- 
ratorium über die Zwangs-Rückkehr togoi- 
scher Flüchtlinge. Lawsons oppositionelle 
und exilpolitische Aktivitäten sowie seine 
gesundheitliche Situation müssten zumin- 
dest „erneut sorgfältig überprüft“ werden, 
fordert UNHCR-Rechtsberater Constantin 
Hruschka in einem Schreiben an Erfurts 
Ausländerbehörde. 


Rechtlich ist alles ausgeschöpft 


Im Chaos, das nach der Polizeidurchsu- 
chungin Lawsons Zimmer zurückblieb, ragt 
zwischen Geschirr, Kleidung und Bildern 
sein Fernseher heraus. Vor dem hätten sie 
gern gesessen und Fußball geschaut, sagt 
der nigerianische Mitbewohner B,, die Spie- 
le der Afrikaner natürlich. Doch statt fröh- 
licher TV-Party hat Attikpasso Lawson nur 
seine Zelle und die Teeküche im Knast, oh- 
ne Fernseher. Seine Anwältin hat erneut 
Asylfolgeantrag gestellt, das letzte Mittel, 
sagt sie, rechtlich sei nun alles ausge- 
schöpft. Es klingt nicht besonders hoff- 
nungsvoll. 

In ein bis zwei Wochen, so hat es die Aus- 
länderbehörde vor Gericht angedeutet, soll 
Lawson abgeschoben sein, direkt aus der 
Zelle in eine Heimat, die ihm fremd ge- 
worden ist und die ihn samt seiner Bilder 
nicht mag. Vielleicht werden sie ihn nicht 
gleich nach der Ankunft verhaften, viel- 
leicht kommen sie erst in der Nacht, eine 
Woche später, einen Monat, ein Jahr. Viel- 
leicht wird er all die Zeit umsonst schwan- 
ken zwischen 

Nervosität und Lethargie, die zitternden 
Hände beruhigen wollen, das Misstrauen 
gegenüber jedem Fremden. Und während 
er wartet, ob seine Angst Gestalt erfährt, 
wird Togo hierorts vergessen sein, ein 
„Weißt du noch?“-Tupfer in der WM-Erin- 
nerung maximal. Irgendwann werden sie 
sein Zimmer räumen, die Gemälde und 
Zeichnungen, die Fotos mit Freunden. 

Unterm Nachttisch wird ein kleiner Sta- 
pel Visitenkarten liegen, auf denen steht, 
was er sein wollte in diesem weltoffenen 
und menschenrechtstreuen Land: Nicht 
Exilpolitiker, Aktivist oder hungerstreiken- 
der Häftling. Nur „Attikpasso L. Lawson, 


Kunstmaler“. 
„Freies Wort“ Thüringen, 23.6., Jens Voigt 


Rechtsbruch bei weiterer Sammel- 
abschiebung aus Hamburg 


Anwalt erstattet Strafanzeige 


In der Nacht vom 24. auf den 25. April die- 
sen Jahres fand in Hamburg zum wieder- 
holten Mal eine Sammelabschiebung statt. 
Wie die Hamburger Ausländerbehörde in 
ihrer Pressemitteilung bekannt gab, wurden 
„in bewährter Zusammenarbeit mit der 
Bundespolizei und weiteren Bundesländern 
insgesamt 24 Personen mit einem Charter- 
flug nach Afrika abgeschoben.“ Zielländer 
waren Guinea, Benin und Togo. 

Ein Flüchtling blieb während des Ab- 
schiebeflugs gefesselt. Ihm wurde ein Helm 
über den Kopf gezogen. Die Polizei be- 
hauptet, dass diese „Helme“ dazu dienen 
sollen, die Gefangenen vor Selbstverlet- 
zungen zu bewahren. 1999 war der Suda- 
nese Aamir Ageeb bei dem Versuch seiner 
Abschiebung mit Helm und Verschnürung 
erstickt. Danach wurden solche Helme bei 
Abschiebungen verboten. 

Einer der Männer, der auf dem Abschie- 
beflug vor drei Wochen mit dabei war, hat- 
te fast ein Jahr lang ehrenamtlich als Al- 
tenpfleger gearbeitet und hatte gerade erst 
zwei Monate zuvor ein Freiwilliges Sozia- 
les Jahr begonnen, als er aus seiner Wohn- 
unterkunft geholt, ins Gefängnis gesperrt 
und abgeschoben wurde. Nachdem er zwei 
Tage in Haft in Benin verbracht hatte, war 
es ihm möglich, sich bei UnterstützerInnen 
in Deutschland zu melden. Weinend sagt er, 
er könne nicht essen und nicht schlafen. 
Immer wieder sagt er „Ich bin kaputt!“ Und: 
„Ich will lieber nicht mehr leben als in Be- 
nin zu bleiben.“ 

Bei diesem Abschiebeflug waren auch 
zwei Ärzte an Bord, die diesem Flüchtling 
zwangsweise ein Medikament verabreich- 
ten, um ihn ruhig zu stellen. Diese Ärzte 
machten sich folglich nicht nur zu Helfers- 
helfern einer brutalen Abschiebemaschine- 
rie. Sie machten sich obendrein der Kör- 
perverletzung schuldig und handelten dem 
von ihnen abgelegten Hippokratischen Eid 
zuwider, in dem es heißt: „[...] zum Nutzen 
der Kranken will ich eintreten und mich von 
jedem vorsätzlichen Unrecht und jeder an- 
deren Sittenlosigkeit fernhalten.“ 

Der Anwalt des betroffenen Flüchtlings 
hat inzwischen Strafanzeige gegen Unbe- 
kannt wegen Körperverletzung erstattet. 

Der Flüchtlingsrat Hamburg protestiert 
aufs Schärfste gegen die zunehmende Pra- 
xis der Sammelabschiebungen, bei denen 
Hamburg eine Vorreiterrolle spielt. Diese 
Art der Abschiebungen ist gekennzeichnet 
durch immer brutalere Methoden und den 
Ausschluss der Öffentlichkeit. 

Wir fordern einen sofortigen Stopp aller 
Abschiebungen und Bleiberecht für alle 
Flüchtlinge! 

Flüchtlingsrat Hamburg 


Dursun Güner: Keine 
Auslieferung an die Türkei 


Der in Italien und der Schweiz anerkann- 
ter Flüchtling Dursun Güner wurde am 27. 
Mai aufgrund eines türkischen Haftbefehls 
beim Grenzübertritt von Basel nach 
Deutschland von deutschen Behörden fest- 
genommen und sitzt seither in Lörrach in 
Auslieferungshaft. Es ist bekannt, dass der 
türkische Staat geflüchtete Oppositionelle 
auch im Ausland weiterverfolgt und dazu 
das internationale Fahndungssystem Inter- 
pol systematisch missbraucht. 

Solidaritätskomitee „Freiheit für Dursun 
Güner - keine Auslieferung in die Türkei“ 


Zwei Petitionen gegen die Aus-I 


ieferung in die Türkei eingereicht 

Das Solidaritätskomitee „Freiheit für Dursun 
Güner“ hat heute ( 23.6.) in Anwesenheit der 
Ehefrau und Tochter von Herrn Güner und 
zahlreichen Unterstützerlnnen zwei Petitio- 
nen „Für die sofortige Freilassung und gegen 
die Auslieferung an die Türkei von Dursun Gü- 
ner“ eingereicht. Für die von zahlreichen Or- 
ganisationen lancierte Petition zu Händen der 
Bundespräsidenten der BRD und der Schweiz 
sind in wenigen Tagen 1.264 Unterschriften 
gesammelt worden. Die zweite Petition - sie 
richtet sich an die Generalstaatsanwaltschaft 
und das Oberlandesgericht in Karlsruhe - ist 
von weiteren 1.029 Personen unterzeichnet 
worden. 

Die türkischen Behörden müssen bis zum 7. 
Juli ihr förmliches Auslieferungsbegehren 
eingereicht haben. Das Solidaritätskomitee er- 
wartet, dass die zuständigen deutschen Behör- 
den die Petition ernst nehmen und aufgrund 
der Aktenlage (Einstellung des Verfahrens in 
Italien, Asylgewährung in Italien und der 
Schweiz) nicht auf das Auslieferungsbegehren 
eintreten. 

Bei dem anschließenden kurzen Treffen mit 
Mitgliedern des Nationalrats wollen sich die- 
se ebenfalls für die Freilassung von Herrn Gü- 
ner einsetzen und u.a. dagegen protestieren, 
dass Herr Güner die seit seiner Festnahme zu- 
geschickte Post offensichtlich nicht herausge- 
geben wird. Das Solidaritätskomitee seiner- 
seits wird diesbezüglich über die Anwältin von 
Herrn Güner bei den zuständigen Behörden 
ebenfalls vorstellig werden, damit die ihm, seit 
dem 27. Mai 2006 zugeschickten Briefe und 
Zeitungen umgehend ausgehändigt werden. 
i.A. des Solidaritätskomitees Catherine We- 
ber, Geschäftsführerin der Demokratischen 
JuristInnen Schweiz DJS 


Die Petition wird von folgenden Organisationen 
unterstützt (Stand 23.6.2006): DiDF, Kutüsch Bern, 
KutüschMIS, Türkischer Kultur- und Familienver- 
ein, Gewerkschaft Unia, Schweizerischer Gewerk- 
schaftsbund Migrationskommission, augenauf 
bern, Maison populaire, PdA Schweiz, Sans-Pa- 
pier Kollektiv Bern, Grüne Partei Bern - Demo- 
kratische Alternative (GPB-DA), Grünes Bünd-nis 
(GB), Junge Alternative (JA!), Demokratische Ju- 
ristinnen und Juristen Schweiz (DJS), Solidarite 
sans frontieres, SAH Bern 


Türkische Republik 


Unterschrift der 
Intellekuellen ge- 
gen die Isolation 


Das „Isolations-Treatment"-Modell, das 
seit dem 19. Dezember 2000 in den Ge- 
fängnissen der Türkei praktiziert wird, ist 
eine offene und schwere Menschenrechts- 
verletzung. 


Das Isolations-Treatment-System, das die 
Inhaftierung in Einzel- und Kleingruppen- 
zellen der F-Typ- und modifizierten E-Typ- 
Haftanstalten vorsieht, beschneidet und 
vernichtet unter der Bezeichnung „Besse- 
rungsauflagen“ grundlegende und nicht 
weg denkbare Rechte wir Hofgang, Besuch, 
Bildung, Kleidung und Gesundheit, wirkt 
sich auf die physische und geistige Unver- 
sehrtheit der Verhafteten und Verurteilten 
aus, hinterlässt irreparable Schäden bei der 
kulturellen und politischen Identität und 
muss deshalb abgeschafft werden. 

Im seit 20. Oktober 2000 in ununterbro- 
chener Weise andauerndem Widerstand der 
Verhafteten und Verurteilten haben, die So- 
lidaritätsaktionen draußen und die Ge- 
fängnisoperationen inbegriffen, bis heute 
122 (hundertzweiundzwanzig) Menschen 
das Leben verloren. Bei mehr als 600 (sechs- 


„Beendet die 
Isolation" 


Türkische Linke wollen mit Hungerstreik in 
verschiedenen europäischen Ländern Öf- 
fentlichkeit für die Situation in der Türkei 
herstellen 


Geschäftiges Treiben herrscht um den Lau- 
sitzer Platz im Herzen des Berliner Stadt- 
teils Kreuzberg. Doch im Büro des Vereins 
gegen Rassismus und für Völkerverständi- 
gung (IKAD), der sich in einem Hinterhaus 
dort befindet, ist davon wenig zu spüren. 
An den Wänden hängen die Fotos von 122 
Männern und Frauen, die seit 2000 gestor- 
ben sind. 

Die meisten haben als Aktivisten linker 
türkischer Organisationen im Gefängnis ihr 
Leben verloren. Sie haben sich gegen die 
Einführung der Isolationsgefängnisse ge- 
wehrt, mit der die damalige türkische Re- 
gierung die Gefängnisse auf den Standard 
der übrigen EU-Länder bringen wollte, wie 
es offiziell hieß. Einige wurden vom Militär 
bei Gefängnisaufständen ermordet. Ande- 
re haben aus Proteste gegen die Haftbedin- 
gungen die Nahrung verweigert und sind 
nach 80, 90 oder 100 Tagen ins Koma ge- 
fallen, aus dem sie nicht mehr aufgewacht 
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hundert) Menschen sind bleibende physi- 
sche und geistige Krankheiten zustande ge- 
kommen. 

Am 5. April, dem Tag der Anwältlnnen, 
hat sich der Anwalt Behic Asci, Mitglied im 
Rechtsbüro des Volkes (HHB) und Vor- 
standsmitglied des Fortschrittlichen Juri- 
stInnenverbandes (CHD), in seiner Woh- 
nung in Istanbul in eine „Todesfastenakti- 
on“ mit der Forderung der Aufhebung der 
Isolation begonnen. Weiterhin dauert in 
den Gefängnissen und draußen die Todes- 
fastenaktion gegen die Isolation an. Ge- 
sundheit und ihr Leben der Todesfastenden 
sind gefährdet. 

An dem Punkt, an dem man nun durch 
die Ignoranz der politischen Regierungen 
gegenüber der grundlegendsten menschli- 
chen Forderungen angelangt ist, muss end- 
lich die Stimme des Anwalts Behic Asci, 
welcher für das Lebensrecht seiner Klien- 
tInnen sein eigenes Leben einsetzt, an- 
gehört werden. 

Wir, die unten Unterzeichnenden; 

sind der Ansicht, dass zur Aufhebung der 
Isolationspraktiken in den Haftanstalten 
praktische Schritte eingeleitet werden müs- 
sen. Was verstehen wir unter praktischen 
Schritten? 


Der Justizminister muss akzeptieren, 
1 e dass die Isolationspraxis „fragwürdig“ 
ist und mit den SprecherInnen dieses 
Bemühens in Diskussion treten. 

Während der Diskussionen, d.h. bis die 
2 eWissenschaftler, Berufsorganisierun- 


sind. Todesfasten nennt sich diese Akti- 
onsform, die nicht nur in der Türkei für vie- 
le Diskussionen auch in der Linken sorgt. 
Wie kann man sein Leben opfern, um für 
ein besseres Leben zu kämpfen, wird oft ge- 
fragt? 

Auch Cem Kara hat diesen in eine Frage 
gekleideten Vorwurf oft gehört. Der Vorsit- 
zende der Berliner Sektion des Gefange- 
nenhilfsvereins Tayad befindet sich seit 
dem 10.Juni 2006 selbst im Hungerstreik 
und nimmt im IKAD-Büro nurTee und Was- 
ser zu sich. Gemeinsam mit Aktivisten in 
der Schweiz, Holland, Belgien, Frankreich 
und anderen Ländern will er mit seiner auf 
30 Tage befristeter Aktion Aufmerksamkeit 
für die Situation der linken politischen Op- 
position herstellen. 

Derschmächtige 32-jährige Kara trägtein 
rotes Stirnband und einen roten Umhang 
auf dem mit gelber Schrift „Beendet die Iso- 
lation“ zu lesen ist. Auch an seinem roten 
Umhang ist dieses Motto zu lesen. 

Er kann die Kritik an der Aktion oft nicht 
nachvollziehen. „Es gibt so viele Menschen, 
die betonen, wie sehr sie das Leben achten, 
und deshalb das Todesfasten der Gefange- 
nen kritisieren. Aber wieso fragen die Men- 
schen nicht einfach mal, wie die Menschen 
in den Isolationszellen der Gefängnisse ve- 
getieren müssen.“ 


gen, die Angehörigen der Verurteilten und 

Verhafteten und die Vollzugsleitungen die- 

se Diskussionen beendet haben; 

- darf das Problem nicht durch neue Prak- 
tiken erschwert werden; 

- muss während dieser Periode von grund- 
legenden Isolationspraktiken, die auf- 
grund ihrer Art und Anzahl Boden für 
Diskussionen bieten, abgesehen werden. 
Wir teilen mit, dass, wenn das Ministeri- 

um diese praktischen Schritte einleitet, wir 

die gesamte Diskussionsgrundlage mitver- 
folgen und uns bemühen werden, zur Lö- 
sung der Todesfastenaktion beizutragen. 
Im Falle der Unsensibilität unserem Auf- 
ruf gegenüber, wird die juristische und hi- 
storische Verantwortung für die Folter- und 

Todesfälle durch Isolation auf der politi- 

schen Herrschaft lasten. 


In Hochachtung. 

1. Abdullah AYDIN (Halkevleri Vorsitzen- 
der) 

(Es folgen weitere 175 Unterschriften, dar- 
unter von vielen Künstlerinnen, Journali- 
sten, Filmschaffenden, Gewerkschaftlern, 
Dozenten, Menschenrechtlern, aber auch 
Politikerinnen, u.a. Akin BIRDAL (Ehema- 
liger Vorsitzender der IHD), Ali SAHIN 
(Vorstandsrat des Generaldirektoriats der 
Gewerkschaften DISK/ Genel-Is.), Ayhan 
CELIK ( Ehemaliger Vorsitzender der Ar- 
chitektenkammer der Ankara Filiale), Bah- 
ri YILDIRIM (Generalsekräter der Gerwerk- 
schaft Yapi Yol-Sen), Beyzade ÖZKAHRA- 
MAN (Istanbul Bezirksbürgermeister der 


Isolationsvorbild Westdeutschland 

„VonLeben kann da keine Rede sein.“ Ka- 
ra zieht aus Dossiers und Stellungnahmen 
verschiedener Menschenrechtsorganisatio- 
nen sowie von medizinischen Organisatio- 
nen, die über die Folgen der Totalisolation 
für die Menschen berichten. Er zitiert auch 
Texte aus Westdeutschland. Dort wurden 
Aktivisten der militanten linken Oppositi- 
on ab Anfang der 70er Jahre ebenfalls in 
so genannten Toten Trakten isoliert. In die- 
se Teile des Gefängnisses kam kein mensch- 
licher Laut. 

Kara hat den Eindruck, dass sich in 
Deutschland nur noch wenige daran erin- 
nern können. Unermüdlich erklärt er auf 
Informationsständen, was ihn und auch die 
Gefangenen in der Türkei bewegt. Leicht ist 
es nicht, die Hoffnung aufrecht zu erhal- 
ten, dass die Gefangenen nach so vielen Op- 
fer ihr Ziel doch noch erreichen. Doch in 
der Türkei gibt es neue Initiativen, die ein 
Ende der Isolationshaft fordern. Vor mehr 
als einem Monat hat der prominente linke 
Istanbuler Rechtsanwalt Behic Asci hat in 
seiner Wohnung aus Solidarität mit den Ge- 
fangenen ein Todesfasten begonnen, wasin 
der Türkei großes Aufsehen erregte. Vor we- 
nigen Tagen schließlich wurde ein Aufruf 
veröffentlicht, in dem sich bekannte Intel- 
lektuelle, Künstler, Schriftsteller, Juristen 
und Politiker für konkrete Schritte für die 
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Ein langer Kampf gegen die Einführung der Isolationshaft 


SHP), Cem ÖZDEMIR (Die Grünen Europa 
Parlamentarier), Ercan KARAKAS (Politi- 
ker), Erol EKICI (Vorstandsrat des General- 
direktoriats der Gewerkschaft DISK/Genel- 
Is), 97. Grup YORUM, Haluk GERGER 
(Schriftsteller), Hamiyet KIZILER (Mitglied 
des Vorstandsrates des Generaldirektoriats 
der Partei ÖDP), Mehmet GÜVEL (TAYAD) 
Tayad Komitee 

Weserstraße 56 

12045 Berlin 


Verbesserung der Situation der Gefangenen 
einsetzten. Auch der grüne Europaabge- 
ordnete mit türkischen Hintergrund Cem 
Özdemir gehört zu den Unterzeichnern. 

Sie sollen jetzt für weitere Aktivitäten ge- 
wonnen werden. Eine internationale Dele- 
gation soll in den nächsten Wochen in die 
Türkei reisen und bei der Anbahnung von 
Gesprächen mit offiziellen Stellen helfen. 
Cem Kara wünscht sich, dass Özdemir und 
auch andere Politiker, Juristen und Intel- 
lektuelle aus Deutschland dabei sind. 

Kara will seinen Hungerstreik nutzen, um 
mit möglichst vielen Menschen ins Ge- 
spräch kommen. Doch noch gibt es einige 
bürokratische Hindernisse. So sollte der 
Hungerstreik eigentlich in einem Zelt auf 
einen öffentlichen Platz durchgeführt wer- 
den. Doch wegen der Fußballweltmeister- 
schaft stehen in den nächsten Wochen al- 
le zentralen Plätze dafür nicht zur Verfü- 
gung. Die Verhandlungen über Ersatzplät- 
ze ziehen sich in die Länge. Viel Zeit für 
den ungeduldigen Cem Kara. Fragen nach 
seinem persönlichen Befinden nach mehr 
als 10 Tagen ohne Nahrung bei den hoch- 
sommerlichen Temperaturen wehrt er ab. 
„Ich weiß, warum ich diese Aktion durch- 
führe. Mir macht das nichts aus.“ Man sol- 
le doch lieber fragen, wie die Gefangenen 
in der Türkei ihre Isolation aushalten. 

Peter Nowak 


In der Türkei formieren sich die fort- 
schrittlichen Kräfte gegen die Isolations- 
haft in den F-Typ Gefängnissen. 

Wir drängen auf eine Lösung. 


Aufruf 


Zur Teilnahme an einer Delegations- 
reise in die Türkei zur Aufnahme und 
Vermittlung des Dialogs zwischen 
dem Justizministerium und den Ge- 
fungenenvertretern 


Reisetermin: 10.-13. Juli 2006 


Heute, fast 6 Jahre nach der Eröffnung der 
F-Typ-Gefängnisse, werden die Stimmen 
gegen die Isolationshaft wieder laut. Die Er- 
fahrungen aus den letzten 6 Jahren, d.h. die 
physischen und psychischen Krankheiten 
bei den Gefangenen und die Einschränkung 
und Beraubung der elementarsten Rechte 
der Gefangenen, ihrer VerteidigerInnen und 
Angehörigen, haben offen gezeigt, dass die 
Isolationsgefängnisse unakzeptabel sind 
und die Isolation aufgehoben werden muss. 

So unterzeichneten vor kurzem über 270 
Gewerkschaftsvertreter, Politiker, Wissen- 
schaftler, Vereine, Künstler und Intellektu- 
elle einen Aufruf, in dem sie die verant- 
wortlichen Instanzen dazu aufforderten, ei- 
nen Dialog zur Lösung dieses Problems ein- 
zuleiten. Sie beriefen sich damit u.a. aufden 
Rechtsanwalt Behic Asci, der am 5. April 
2006, dem internationalen Tag der Anwäl- 
tInnen, erklärte, dass er sich in ein Todes- 
fasten begeben werde, da er keine andere 
Möglichkeit mehr sehe, für die Rechte sei- 
ner Klientinnen und Klienten zu kämpfen. 

Seit nunmehr 6 Jahren dauert in den F- 
Typ-Isolationsgefängnissen in der Türkei 
die Isolationshaft an. Aufgrund der mi- 
litärischen Einsätze zur Eröffnung der F- 
Typ-Gefängnisse (19.-22. Dezember 2000; 


28 Tote), des Einsatzes im Istanbuler Stadt- 
teil Armutlu (5. November 2001;4 Tote) und 
aufgrund der massiven Isolation in den F- 
Typ-Gefängnissen sind bis heute 122 Men- 
schen ums Leben gekommen. Durch staat- 
lich angewendete Zwangsernährung der 
hungerstreikenden und todesfastenden Ge- 
fangenen haben annähernd 600 Menschen 
irreparable psychische und physische Schä- 
den davongetragen. Momentan befindet 
sich außer dem Rechtsanwalt Behic Asci ei- 
ne Mutter im Todesfasten, die ihre Aktion 
in Adana in ihrem Haus führt. In den Ge- 
fängnissen befinden sich zwei politische 
Gefangene im Todesfasten. Eine weitere po- 
litische Gefangene wurde mittlerweile zur 
Zwangsernährung in ein Krankenhaus ein- 
geliefert. 

Nachdem die damalige Koalitionsregie- 
rung der DSP-ANAP-MHP (Demokratische 
Linkspartei-Mutterlandspartei-Partei der 
nationalen Bewegung) eine massive Re- 
pression gegen jegliche oppositionelle Hal- 
tungen hinsichtlich der F-Typ-Gefängnis- 
se praktiziert hat und mit Pressezensur ver- 
sucht hat, die Situation in den Gefängnis- 
sen totzuschweigen, hat die AKP (Partei der 
Gerechtigkeit und der Entwicklung) den 
Kurs der Vorgängerregierung kompromis- 
slos fortgesetzt. Während der Regierungs- 
zeit der für ihre Reformen gelobten AKP- 
Regierung sind 25 Menschen aufgrund der 
Proteste und des andauernden Todesfastens 
gegen die Isolationshaft in den F-Typ-Ge- 
fängnissen gestorben. Die AKP-Regierung 
hat während ihrer Regierungszeit seit dem 
3. November 2002 dieselbe Repressionspo- 
litik praktiziert wie schon die Koalitionsre- 
gierung vor ihr. Es ist offensichtlich, dass 
die angestrebten Reformen lediglich auf 
dem Papier geblieben sind und nicht in die 
Praxis umgesetzt wurden. 


Eine internationale Delegation zur Ver- 
mittlung des Dialogs. 

Damit die Bemühungen der politischen 
Gefangenen, der Gefangenenangehörigen 
und der fortschrittlichen Kräfte hinsichtlich 
einer Lösung des Problems der Isolations- 
haft und des Sterbens in den Gefängnissen 
von den verantwortlichen Instanzen ernst 
genommen werden und durch internatio- 
nalen Druck verstärkt werden, halten wir es 
für notwendig, dass sich eine internationa- 
le Delegation bildet, die sich in die Türkei 
begibt und gemeinsam mit der Delegation 
der UnterzeichnerInnen des Aufrufs gegen 
die Isolation um ein Gespräch mit den ver- 
antwortlichen Instanzen ersucht und aufei- 
ne Lösung dieses Problems drängt. 

Wir rufen hiermit alle internationalen 
fortschrittlichen Kräfte dazu auf, unserem 
Aufruf zur Bildung einer internationalen 
Delegation Beachtung zu schenken, in die- 
ser Angelegenheit der eigenen politischen 
und menschlichen Verantwortung nachzu- 
kommen und sich vom 10.-13. Juli 2006 in 
die Türkei zu begeben, um zur Lösung des 
Problems der Isolationshaft beizutragen 
und das Sterben zu beenden. 


Neuer Torpedo auf 
baskischen 
Friedensprozess 


Die baskische Untergrundorganisation ETA 
hat in einem Schreiben an die spanische Be- 
völkerung gestern (heute) erklärt, die dau- 
ernde Repression sei mit einem Frieden- 
sprozess unvereinbar. Am Dienstag wurden 
im spanischen und französischen Basken- 
land erneut 12 Personen verhaftet. Die sol- 
len einem Netzwerk der ETA angehören, 
über das die bewaffnete Organisation an- 
geblich die „Revolutionssteuer“ eintreibe. 
Das Ganze beruht auf Ermittlungen, die auf 
1998 zurückgehen. Dass jetzt zugeschlagen 
wurde, hängt mit der Ankündigung über 
Verhandlungen zusammen und sollen den 
Friedensprozess torpedieren. 

Bei den 12 Verhafteten handelte es sich 
um Persönlichkeiten der baskischen Linken 
mit zumeist hohem Alter. „Die Staatsappa- 
rate dürfen weder die Entwicklung noch das 
Ergebnis des Prozesses beeinflussen“, 
schreibt die ETA. Sie forderte die sozialisti- 
sche Regierung auf, ihren Ankündigungen 
endlich Taten folgen zu lassen, sonst könn- 
te die historische Chance zur friedlichen 
Beilegung des Konflikts, „die niemals so 
deutlich war“, ungenutzt bleiben. 

Doch auch die neuen Verhaftungen wei- 
sen in eine ganz andere Richtung. Genau- 
es über die Hintergründe ist weiter nicht be- 
kannt, da sich die Verhafteten noch in der 
totalen Kontaktsperre bei der spanischen 
und französischen Polizei befinden. Diver- 
se Medien, wie die taz, melden, es seien 
700.000 Euro beschlagnahmt worden, die 
aus Zahlungen verschiedener Unterneh- 
men stammen sollen. Das ist ohnehin 
falsch, es sind aber 50 Konten, zum Teil Fir- 
menkonten der Betroffenen, gesperrt wor- 
den, auf denen sich diese Summe insgesamt 
befunden haben soll. Die Herkunft dieses 
Geldes wird sich leicht nachweisen lassen. 
(...) Insgesamt müssen erneut Fragezeichen 
an die Aktion und der tatsächlichen Her- 
kunft des Geldes gesetzt werden, denn der 
politische Hintergrund der Aktion ist mehr 
als deutlich. 

Dazu gehörte der Zeitpunkt. Denn geplant 
war, dass der spanische Ministerpräsident 
Jose Luis Rodriguez Zapatero am Mittwoch 
definitiv den Dialog mit der ETA ankün- 
digt. Das wurde mit der Aktion verhindert. 
Schon vor mehr als einem Jahr hatte er sich 
dafür die Erlaubnis vom Parlament geholt. 
Die permanente Waffenruhe, welche die 
ETA seit fast vier Monaten strikt einhält, 
war die Voraussetzung dafür. 

Der Zeitpunkt zeigt vieles auf, denn die 
Ermittlungen gehen sage und schreib auf 
das Jahr 1998 zurück, als die regierende 
rechtsradikale Volkspartei (PP) mit der 
Schließung der Zeitung und des Radio Egin 
eine breit angelegte Repressionswelle ge- 
gen die baskische Linke begann. Warum al- 
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so wurde erst jetzt verhaftet? Den Journa- 
listen, die erneut Vorwürfe und Gerüchte 
aus „Ermittlerkreisen“ als Fakten verkau- 
fen, sollte zu denken geben, dass es auch 
acht Jahre nach dem Egin-Verbot, oder an- 
derer Organisationen danach, noch immer 
kein Urteil gibt, das deren Verbindung zur 
ETA bestätigt. Seit einem halben Jahr 
schleppt sich in Madrid ein Prozess gegen 
fast 60 Personen hin, der wegen vielen An- 
omalien immer wieder ausgesetzt werden 
muss. Hauptbelastungsakten tauchen oft 
gar nicht auf, werden sie doch gefunden, 
finden sich darin keine Hinweise auf Ver- 
gehen oder sogar Entlastungsmaterial. Mit 
Rechtstaatlichkeit hat es ohnehin wenig zu 
tun, wenn sogar in der EU Zeitungen jah- 
relang „vorläufig“ geschlossen und so öko- 
nomisch liquidiert werden. 

Doch das war üblich beim Vorgehen des 
Ermittlungsrichters Baltasar Garzön, auf 
den sich auch die Vorwürfe gegen die nun 
Verhafteten gründen. Er war es, der die Po- 
litik der PP einst juristisch bemäntelte und 
sich nach deren Wahlverlust mit dem Ex- 
PP Chef Jose Maria Aznar in die USA ver- 
drückte. Der von der PP eingesetzte Nach- 
folger Fernando Grande-Marlaska hat in 
den letzten Monaten zur Genüge gezeigt, 
dass er im Sinne dieser Partei den Frieden- 
sprozess zu torpedieren sucht. Mehrfach in- 
haftierte er Parteiführer von Batasuna (Ein- 
heit), die den Prozess anführt, und ließ ih- 
re Treffen verbieten. 

Die Sozialisten wollen Grande-Marlaska 
absägen und dafür sogar Garzön reaktivie- 
ren. Mit der Rückkehr, so glaubte die PSOE, 
könnte man Grande-Marlaska vom Stuhl 
heben. Den ehemaligen Genossen hat man 
besser unter Kontrolle, die PSOE dürfte ei- 
nige Leichen im Keller des Ermittlungs- 
richters aus dessen Zeit als PSOE-Abge- 
ordneter kennen, womit man ihn ruhig hal- 
ten kann. Vor seiner Rückkehr am 1. Juli 
hatte der Opportunist erklärt: „Ich bin über- 
zeugt, die Justiz weiß die aktuelle Situati- 
on einzubeziehen.“ Doch die PSOE hat die 
Rechnung ohne die PP gemacht. Der von 
ihren Anhängern dominierte Generalrat für 
Justizgewalt hat für Grande-Marlaska ex- 
tra eine Stelle im Sondergerichtshof ge- 
schaffen, von wo er weiter Torpedos ab- 
schießen kann. Die einzige Möglichkeit, de- 
mokratisch mit der Frage umzugehen, ist 
die Schließung des Nationalen Gerichts- 
hofs, der keine demokratische Legitimation 
hat. 

Die spanische Rechte stemmt sich mit al- 
len Mitteln gegen Verhandlungen, weil 
Spanien für eine friedliche Lösung Zuge- 
ständnisse an die Basken machen muss. 
Madrid wird die natürlich so niedrig wie 
möglich halten wollen, wie schon das Sta- 
tut in Katalonien gezeigt hat. So billig wie 
dort werden sich die Basken aber nicht ab- 
speisen lassen. 

Die große Oppositionspartei PP hatte 
kürzlich sogar offiziell die Kontakte zu den 
Sozialisten (PSOE) abgebrochen, als die 
ankündigten, sich nun auch offiziell mit 


Batasuna zu treffen, die im März 2003 un- 
ter Aznar mit der Hilfe der PSOE verboten 
wurde. Führer der großen Baskisch-Natio- 
nalistischen Partei (PNV) will siewegen Un- 
terstützung der ETA anklagen lassen, weil 
die sich am Mittwoch ebenfalls mit Vertre- 
tern von Batasuna getroffen haben. 

Vieles spricht dafür, dass Grande-Mar- 
laska mit den neuen Verhaftungen nur der 
Friedensprozess belastet werden soll. Dass 
die französische Richterin Le Vert bei der 
Aktion mitgespielt hat, dürfte mit dem Un- 
mut darüber zu tun haben, dass die ETA 
sich in der letzten Woche ausdrücklich mit 
einer Erklärung auch an die französische 
Bevölkerung gewendet hatte. 

In Frankreich wurde die erste der sechs 
dort Verhafteten schon wieder frei gelas- 
sen, ohne auch nur von einem Richter ver- 
nommen worden zu sein. Dort war auch der 
73-jährige Julen Madariaga eingeknastet 
worden. Der hatte sich, wie einige andere 
Verhaftete, schon vor Jahren von der ETA 
distanziert, die er unter der Franco-Dikta- 
tur in den 50er Jahren mit gegründet hat- 
te. Madariaga war sogar vor fünf Jahren 
aus Batasuna ausgetreten und hatte die Ab- 
spaltung „Aralar“ mitbegründet, weil Ba- 
tasuna nicht öffentlich von der ETA die 
Aufgabe des bewaffneten Kampfs forderte. 
Man darf gespannt auf die Beweise dafür 
sein, dass Leute wie Madariaga für die ETA 
die „Revolutionssteuer“ eintreiben würden. 
Heute (23.6.) finden überall im Baskenland 
Demonstrationen statt und es kam auch zu 
diversen Sabotageaktionen. 
© Ralf Streck, Donostia-San Sebastian den 
23.06.2006 


Stellungnahme der Roten Hilfe Interna- 
tional zu den Verhaftungen in Reus 


Totalamnestie für 
alle revolutionären 
Inhaftierten! 


Am frühen Morgen des 9. Juni 2006 wur- 
den in einem Wohngebäude in Reus (Tar- 
ragona, Katalonien) drei Personen aus dem 
Schlaf gerissen, verhaftet und sofort ver- 
mummt zu einer Nebenstelle der Guardia 
Civil in Madrid transportiert, wo sie 
zunächst der mindestens 5 Tage dauern- 
den, völligen Kontaktsperre (dem Folter- 
berüchtigten „incomunicado”) unterwor- 
fen wurden. Die Verhafteten sollen der PCE 
(r) angehören. 

Zu den Festnahmen in Reus äußern sich die 
Komitees der Roten Hilfe International aus 
Euskal Herria (Baskenland), Galizien, Kata- 
lonien, Madrid, Burgos, Zaragoza, Frank- 
reich und Italien: 


Diese Festnahmen müssen der lügnerischen 
und Fallen stellenden Politik zugeordnet 


werden, welche der spanische Staat aktuell 
entfaltet. Er spricht von „Frieden“, „Dia- 
log“ und der „Beendigung der Gewalt“, 
gleichzeitig jedoch fährt er damit fort, Re- 
volutionärlnnen zu verhaften, in seinen 
finsteren Verhörzentren zu foltern und ab- 
zustreiten, dass die PCE (r) eine kommuni- 
stische und revolutionäre ArbeiterInnen- 
partei ist, die NICHT, weder zuvor, noch jetzt 
und niemals im Verlauf ihrer 38-jährigen 
Geschichte, den bewaffneten Kampf geför- 
dert hat. Sie lügen, wenn sie sagen, dass 
diese Militanten der GRAPO angehören. Sie 
lügen, wenn sie behaupten, dass sie in mi- 
litärische Aktionen involviert seien. Sie lü- 
gen, indem sie die Verhaftung, Folter und 


Plakat gegen die 
Folter 
www.behatokia.info 


lebenslange Inhaftierung dieser drei mili- 
tanten KommunistInnen der Öffentlichkeit 
als „bewaffnete, terroristische Gewalt“ ver- 
kaufen. 


Logischerweise sind wir höchst besorgt, 
wegen der 5-Tagephase des „incomunica- 
dos“ (totale Kontaktsperre = auch keine An- 
wältInnen), welcher diese drei Kommuni- 
stInnen unterworfen werden. Dem letzten, 
vor wenigen Monaten verhafteten Militan- 
ten der PCE (r) wurde während der an ihm 
begangenen Folterungen die Nase, ein Fin- 
ger und mehrere Knochen gebrochen. 
Außerdem wurden ihm zwangsweise Dro- 
gen verabreicht, die seinen Realitätsverlust 
zur Folge hatten. Aufgrund der Anschuldi- 
gungen gegen die Verhafteten kennen wir 
die „Sonderbehandlung“, welche die Guar- 
dia Civil in ihren Zentren der Isolation und 
Folter fürpolitische Gefangene vollstrecken 


wird. 

Einmal mehr landen der faschistische 
spanische Staat und seine Repressivkörper, 
gemeinsam mit den Medien der Informati- 
onskontrolle, einen neuen Schlag gegen 
den antifaschistischen Widerstand. Sie 
sprechen von einer neuen Zerschlagung ( 
als handele es sich bereits um die 30ste oder 
40ste ...? ). Auf diese Weise also wird Frie- 
den geschaffen, ... indem wir uns in die Grä- 
ber hinzufügen. 

Wir fordern die sofortige Anerkennung 
dieser KämpferInnen, als das, was sie 
tatsächlich sind: Militante KommunistIn- 
nen. Revolutionärlnnen der PCE (r). 

Wir fordern die Annullierung des Partei- 
engesetzes, unter welchem solche willkür- 
lichen Barbareien begangen werden kön- 
nen; - die Auflösung des Nationalen Ge- 
richtshofs, welcher der Ersatz ist, für das 
franquistische Tribunal de Orden Püblico 
(etwa: Öffentliches Ordnungsgericht). 

Wir fordern Totalamnestie für alle revo- 
lutionären Inhaftierten. Wir fordern wei- 
testreichende soziale und politische Frei- 
heiten. Ohne Freiheit der Meinungsäuße- 
rung, Organisierung und Auflage, wird es 
niemals irgendeine Demokratie geben. 
Freiheit für Arantza, Juan und Carmen! 


Komitees der Roten Hilfe International aus 
Euskal Herria (Baskenland), Galizien, Ka- 
talonien, Madrid, Burgos, Zaragpza, 
Frankreich und Italien, 09. Juni 2006 


Bericht der Roten Hilfe International 
vom 16. Juni 


Brutale Folterung 
der Militanten der 
PCE(r) 


Die Guardia Civil hat drei der am 9.Juni in 

Reus (Tarragona) verhafteten Militanten 

der PCE(r)- Spanische Kommunistische 

Partei (rekonstruiert) drei und einen hal- 
ben Tag lag schwer misshandelt. 

Während wir auf die ausführlicheren und 
detaillierten Informationen warten, die auf 
den eigenen Anklagen der von Folterungen 
Betroffenen der Folterungen basieren und 
die verspätet erfolgen werden, da die Ver- 
hafteten sich im Gefängnis von Soto del Re- 
al in Isolation befinden, können wir bis 
hierher weitergeben, dass sie Ziel von Fol- 
ter, Misshandlungen und sexueller Quäle- 
rei gewesen waren. 

Den schlimmsten Anteil hatte die politi- 
sche Gefangene und baskische Kommuni- 
stin Arantza Diaz Villar, 35, zu ertragen ge- 
habt, die völlig nackt sexuelle Schikanen 
über sich ergehen lassen musste. Außerdem 
erhielt sie Dutzende Schläge und ausge- 
klügelte Folterungen, die sie erklären wird, 
sobald es gelingt, ihre Anzeige aus der Iso- 
lierung heraus zu bringen. 


Carmen Cayetano Navarro, 52, die seit 
Jahren unter Arthritis (Gelenkentzündung) 
und einer Verformung hauptsächlich der 
Genickknochen leidet, was der Polizei nur 
all zu gut bekannt ist, wurde besonders mit 
gezielten Schlägen auf den Kopf und in den 
Nacken malträtiert und zudem mit weite- 
ren Schlägen auf den gesamten Körper. 

Juan Garcia Martin, 53, hat heftigste 
Schläge und Fausthiebe auf den ganzen 
Körper, vornehmlich aber in die Seiten, er- 
litten. 

Wir erinnern daran, dass Juan (ebenso 
wie Carmen) zwischen November 1989 und 
Februar 1991 während 435 Tagen versucht 
hatten, einen Hungerstreik aufrecht zu er- 
halten, der dadurch behindert wurde, dass 
sie in gefesseltem Zustand zwangsernährt 
worden waren, dass sie aus dieser Zeit, 
schwere und ernsthafte, gesundheitliche 
Folgeschäden davongetragen haben und 
dass die aktuellen Folterer ihre Wut beson- 
ders auf diese physischen Schwachstellen 
konzentrierten. 

Überdies wurde während der 70 Stunden 
andauernden Verhöre, keine/r der drei 
PCE(r)-Militanten auch nur ein einziges 
Mal nach der bewaffneten Organisation 
GRAPO (bewaffnete Antifaschistische Wi- 
derstandsgruppen) gefragt und noch viel 
weniger nach den Taten, wie die bewaffne- 
ten Aktionen in Zaragoza und Castellön, 
welche ihnen von der im Dienst der Olig- 
archie stehenden Presse, zugeschrieben 
werden. 

Der Staat und seine Überwachungsdien- 
ste wissen sehr gut, dass die PCE(r) absolut 
nichts mit der Unterstützung des bewaff- 
neten Kampfes zu tun hat, und deshalb 
wollten sie nicht eine Sekunde damit ver- 
schwenden, nach Dingen zu fragen, welche 
die Verhafteten weder beantworten noch 
wissen können. 

Sie wurden festgenommen, brutal mis- 
shandelt und eingesperrt, weil sie militan- 
te KommunistInnen sind, Mitglieder einer 
proletarischen und revolutionären Organi- 
sation. Die Schuld für diese Anklagen tra- 
gen nicht nur der faschistische Staat und 
seine verborgenen Folterer, sondern auch 
diese aasige Presse, die zweifellos nicht ei- 
nen Fingerbreit nachgibt, obwohl sie an- 
dere, viel wahrhaftigere Quellen der Gege 
ninformation besitzt, sondern die verbre- 
cherisch und papageienhaft, die Versionen 
der Guardia Civil, dem Erbe des Staats- 
streiches von 1936, reproduziert. 

Sobald sie uns erreichten, werden wir 
Euch die detaillierten Erklärungen über die 
Folterungen, die Arantza, Carmen und Juan 
erlitten haben, mitteilen. 
iEl Estado fascista tortura y encarcela! 
Der faschistische Staat foltert und sperrt 
ein! 

Rote Hilfe International - Socorro Rojo In- 
ternacional 16. Juni 2006 

Quelle 
http://foros.ealcala.com/forum_posts.asp?TID=2 
209&KW=Brutales+torturas+a+los+militantes+ 


Spanien 
„Neuauflage” von 
FIES 


Im Februar unterzeichnete die aktuelle Di- 
rektorin der spanischen Strafvollzugsein- 
richtungen ein Sicherheitsprotokoll, durch 
welches das von Anfang an illegal einge- 
führte Folter- und Isolationshaftsystem 
FIES weiterhin rechtgültig in Kraft bleibt... 


Am vergangenen 22. Februar 2006 unter- 
schrieb die aktuelle Direktorin derspanischen 
Gefängnisinstitutionen, Mercedes Gallizo, 
unter dem Titel Sicherheitsprotokoll eine 
neue Instruierung des Strafvollzugs. 

Diese Instruktion hat eine aktuell weitere 
Ratifizierung von FIES (Fichero de Internos 
de Especial Seguimiento - Interne, spezielle 
Sicherheitsbeobachtung und Registrierung) 
zum Ziel, im Sinne „einer der gültigen 
Rechtsordnung angepassten Maßnahme“. In 
Konsequenz hiervon war Mercedes Gallizo 
zudem bemüht, die von den Strafvollzugs- 
anstalten aufrechterhaltene Position zu 
rechtfertigen, welche diese vermeintliche Re- 
gistrierung „speziell administrativen Cha- 
rakters“, die seit ihrer Einführung so viel Leid 
und Tote verursacht hat, verteidigt. 

Einmal mehr wird mit dieser Instruktion 
FIES als eine bloße „Registrierung von Ba- 
sisdaten“ verteidigt, die angeblich zum Ziel 
hat, die Sicherheit im Innern der Gefängnis- 
se - sowie mancher Gefangener - zu schüt- 
zen. Hierbei handelt es sich jedoch um eine 
trügerische Behauptung, da der Verlust der 
Rechte der Häftlinge, die einmal unter das 
Kontrollsystem FIES ( FIES 1 Control Direc- 
to ) fallen, offensichtlich ist, wie nicht nur 
die unzähligen Zeugenaussagen belegen, 
sondern auch die Urteile, in welchen die re- 
striktiven Praktiken, die gegen die solcherart 
klassifizierten Haftinsassen angewandt wer- 
den, Bestätigung finden ... 

Die Beschränkung von Dauer und Häufig- 
keit der Besuche; die Einschränkung der 
schriftlichen und mündlichen Kommunika- 
tion mit der Außenwelt und mit anderen Ge- 
fangenen; Isolierung die auf Jahre ausge- 
dehnt wird; die Hilflosigkeit gegenüber Mis- 
shandlungen und Folterungen, welchen die 
FIES-Gefangenen in vielen Fällen ausgesetzt 
sind; die Einschränkung des Besitzes per- 
sönlicher Dinge etc. - alle diese Tatsachen 
bedeuten die Vollstreckung dessen, was in 
dem FIES-bezogenen Text anzeigt wird: „Die 
Anwendung von Präventionen, ohne eine 
rechtliche Einschränkung des Strafvollzugs.“ 

Wir erinnern Senora Gallizo daran, dass 
der Trakt im ersten Gefängnis el Dueso, in 
dem FIES praktiziert worden ist, aufgrund des 
Besuches des „Defensor del Pueblo“ ( Volks- 
verteidigung) geschlossen wurde, da von sei- 
ner Seite die evidente Verletzung der funda- 
mentalen Rechte und der Würde der dort in- 
haftierten Personen durch die Bedingungen, 
denen diese fünf Gefangenen unterworfen 
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waren, festgestellt wurde. Ebenso wurde ge- 
gen Antoni Asunciön (der Urheber dieses Re- 
gimws) während seiner Amtszeit als Straf- 
vollzugsdirektor durch das Entscheidungs- 
gericht juzgado de instrucciön nümero 9 von 
Sevilla ermittelt, das als einziges Gericht die 
Untersuchung dieses Regime anstrengte, das 
auf dem Rücken der Justizbevollmächtigten 
und hinter dem Rücken der Öffentlichkeit 
und ihrer Meinung, entwickelt worden war 
(Ermittlungen/Diligencias N° 40 24/ 1991); 
d.h. Untersuchungen über das Vergehen der 
Folter, unangemessene Härte und Amtsver- 
letzung durch die Fälschung offizieller Do- 
kumente, bezüglich der direkten Kontrolle 
des FIES-Regimes im Gefängnis von Sevilla 
II, im Auftrag der Generalinspektion der Voll- 
zugsanstalten. Das Ergebnis war eine Frei- 
lassung auf Kaution in Höhe von 20 Millio- 
nen Peseta, die aus Reservefonds des Staates 
beglichen wurde. 

.. Wir erinnern daran, dass diejenigen 
Überlebenden jener Revolten, die noch im- 
mer Widerstand leisten, sich mehrheitlich 
zwar im ersten oder zweiten Haftgrad befin- 
den, dass sie aber dennoch weiterhin Verfol- 
gung erleiden sowie einen schweren Verlust 
ihrer Rechte, der nicht mit ihrer aktuellen 
Klassifizierung innerhalb des Vollzugs übe- 
reinstimmt. Für sie bedeutet FIES-1 eine le- 
benslängliche Stigmatisierung. 

Es scheint so, als ob Senora Gallizo einem 
Gedächtnisverlust unterliegt und dass ihr al- 
le diese Anklagen, die im Umfeld dieser Son- 
derregistrierung sowohl von den Haftinsas- 
sen selbst als auch von Vereinigungen von 
außerhalb erhoben wurden, entfallen sind. Es 
hat den Anschein, dass sie in ihrer selektiven 
Erinnerung die Todesfälle, die medizinischen 
Atteste von Folter und die zahllosen Rechts- 
klagen vergessen hat. In den Papieren der Di- 
rektion der Strafvollzugsanstalten scheint es 
so, als seien diese FIES-Trakte, die in ver- 
schiedenen Gefängnissen des spanischen 
Staates unterhalten werden, nie inspiziert 
worden. (...) 

Die fortsetzende Bezugnahme Seniora Gal- 
lizos auf einen ausschließlichen Verwaltung- 
scharakter dieser Sonderregistrierung er- 
scheint uns als nicht anderes als der Vorhang 
der Vernebelung, der über all diese Jahre hin- 
weg hinsichtlich des Themas Strafvollzug an- 
gewandt worden ist. Es ist uns unmöglich, zu 
glauben, dass sie keine Nachrichten von dem 
haben, was an den Orten der direkten Kon- 
trolle der FIES-1-Regiestrierung, geschieht, 
und von den Konsequenzen, die dies für die 
Häftlinge mit sich brachte und bringt. (...) 

Einmal mehr erleben wir das Spektakel der 
Falschheit der so genannten Fortschrittli- 
chen, die mit ihrem einen Gesicht Toleranz 
und Respekt verkaufen und die mit dem an- 
deren jene Anordnungen ausüben, welche 
die Folter verdrängen und legalisieren. An- 
toni Asunciön hat dafür den Rahmen ge- 
schaffen, Mercedes Gallizo untermauert ihn. 


Quelle: Indymedia, www.almargen.nodo50.org, 
übersetzt von. tierr@ 


Mexiko 


Alexis Benhumara ist 
tot 


NGO: Der Staat muss die Verantwortung 
für die Ermordung des Jugendlichen über- 
nehmen! 


Am 8. Juni um 2:10 Uhr erlag der Univer- 
sitätsstudent Alexis Benhumara im Regio- 
nalkrankenhaus Adolfo Löpez Mateos des 
ISSSTE den Folgen seiner Kopfverletzung 
durch eine von der Polizei verschossene Trä- 
nengasgranate, bei dem gewaltsamen Ein- 
fall in San Salvador Atenco am 4. Mai 2006. 

Der 20-jährige Student hatte 34 Tage un- 
ter intensiver ärztlicher Behandlung ver- 
bracht, die letzten sechs davon im Adolfo 
Löpez Mateos Krankenhaus. Am 12. Mai 
2006 wurde sein Gehirntod diagnostiziert. 

Alexis Benhumea erhielt die erste ärztli- 
che Hilfe erst 10 bis 15 Stunden nach seiner 
Verletzung, da es weder die Bevölkerung 
noch Ambulanzen gestattet wurde durch 
den Polizeiring hinaus- oder hineinzuge- 
langen. Er wurde mit einer doppelten Schä- 
delfraktur und offen liegender Gehirnmas- 
se ins Krankenhaus eingeliefert, aufgrund 
einer Tränengasgranate, die inm durch das 
Scheitelbein in den Kopf geschossen wurde. 

Alexis Benhumara kam zusammen mit 
seinem Vater und seinem Bruder nach San 
Salvador Atenco, um die Bevölkerung zu 
unterstützen und den Polizeieinfall zu ver- 
hindern. Die Ärzte Maria Eugenia Tejeda, 
Leiterin der Therapieabteilung, und Ricardo 
Valenzuela, Leiter der Neurologie, erklärten 
der La Jornada, dass der Student auf Ersu- 
chen seines Vaters Angel Benhumea vom 
Zaragoza Krankenhaus in das Löpez Mateos 
Hospital überstellt wurde. Am Montag, den 
5. Juni, informierten die Ärzte nach einer 
erneuten Untersuchung die Eltern, dass Ale- 
xis’ Tod jeden Augenblick eintreten könne. 

Das Menschenrechtszentrum Miguel 
Agustin Pro Juarez, das Nationale Organi- 
sationsnetzwerk Alle Rechte für Alle, die 
Mexikanische Liga zur Verteidigung der 
Menschenrechte, das Kollektiv gegen Folter 
und Straflosigkeit und das Nationale Zen- 
trum für Soziale Kommunikation (CENCOS) 
erklärten heute in separaten Interviews: 
„Der Staat muss sich für seine Rolle bei der 
Ermordung von Alexis Benhumea verant- 
worten, da die Ermittlungen beweisen, dass 
das Gasprojektil aus nächster Nähe abge- 
schossen wurde, als Todesschuss.“ 

David Velazco, Leiter des PRODH Zen- 
trums; Edgar Cortez, ausführender Sekretär 
von Alle Rechte für Alle; Adrian Ramirez, 
Präsident der Mexikanischen Liga zur Ver- 
teidigung der Menschenrechte; Brisa Maya, 
Direktorin von CENCOS, und Javier Enri- 
quez, vom Kollektiv gegen die Folter, be- 
tonten, der Staat müsse eine öffentliche Ent- 
schuldigung an die Angehörigen von Ale- 
xis richten, da er durch ein Projektil getötet 
wurde, das von der Polizei abgeschossen 


wurde, „von den Staatsgewalten“. 

Nur wenige Tage, bevor Mexiko seine Prä- 
sidentschaft des UN-Menschenrechtsrates 
antritt, sei es äußerst schwerwiegend, dass 
der Staat der Forderung nach einer Unter- 
suchung des Falles auf Bundessebene noch 
keine Folge geleistet hat, da „wir kein Ver- 
trauen in die Regierung des Bundesstaates 
von Mexico haben; sie kann nicht sowohl 
Richter als auch Täter sein. Sie haben den 
Einsatz angeordnet und vorbereitet“, gaben 
die Aktivisten an. 

Wie die genannten Organisationen be- 
tonten, „gibt es infolge des Polizeieinsatzes 
bereits zwei Tote, Frauen wurden vergewal- 
tigt und sexuell missbraucht, und es hat den 
Anschein, dass die Straflosigkeit vorbereitet 
wird. Kein einziger Polizist, und schon gar 
keine Leiter des Polizeieinsatzes sind bisher 
ins Gefängnis gekommen“. 

Sie forderten den Rücktritt von Wilifrido 
Robledo Madrid, Bevollmächtigter der Poli- 
zei des Bundesstaates von Mexico; des 
Staatsanwaltes von Mexico Abel Villicana, 
und des Bundesministers für Öffentliche Si- 
cherheit (SSP), Eduardo Medina Mora. 
von Victor Ballinas, La Jornada / ZNet 
Deutschland 8.6.2006 


Hiermit fordern wir 

die sofortige Freilas- 
sung des in Warschau 
inhaftierten Rene K.| 


Zur Erklärung: 


Die Situation von Homosexuellen, Trans- 
gender und Bisexuellen in Polen ist besorg- 
niserregend. Die systematische Unter- 
drückung, Diskriminierung sowie das Aus- 
üben von Gewalttaten gegen LesBiSchwul- 
Transsexuellen gehören in Polen zum All- 
tag. VertreterInnen der Regie- 
rung hetzen offen gegen Lesben : 
und Schwule und bedienen sich 
der homophoben traditionali- ® 
stischen Bewegung. 

Rechtsextreme Gewalttäte- 
rInnen verüben Mordanschläge = 
auf Mitglieder der schwullesbi- 
schen Community, wie es am E 
16. Mai in Warschau der Fall 
war, wo ein 30-jähriger Pazifist ® 
und Unterstützer der schwul- 
lesbischen Arbeit aufder Straße 
mit einem Messer angegriffen 
wurde und nur durch ein Wun- 
der überlebte. 


Zur Warschauer Gleich- 
heitsparade 
Obwohl die Gleichheitsparade 


in den letzten Jahren verboten Rund 120 Menschen demonstrierten am 23. Juni vor der polnischen Bot- 


Jahr gegen die polnische Politik durchset- 
zen, und das erste Mal fand die Gleichheit- 
sparade legal statt. Die diesjährige Parade 
war eine stimmungsvolle, kraftvolle sowie 
ausdrucksstarke Demonstration. Doch 
schon am Startpunkt der diesjährigen De- 
monstration haben sich Gegendemon- 
strantInnen verschiedener klerikaler und 
faschistischer Gruppen versammelt, die so- 
wohl verbal als auch mit Eiern und Steinen 
gegen die Demonstranten vorgingen. Es 
war seitens der Polizei an keiner Stelle der 
Versuch erkennbar, den homophoben Mob 
zu entfernen. Es waren rund 200 Personen 
anwesend, die dauerhaft versuchten die Pa- 
rade zu stören, ohne dass die Polizei irgen- 
detwas unternommen hätte. Stattdessen 
sollten die 200 Gegenprotestanten das me- 
diale Bild der Parade bestimmen und so die 
Behauptung der Regierung unterstreichen, 
es gäbe einen breiten zivilgesellschaftli- 
chen Protest gegen Homosexualität. 


Zur Rechtssituation 


Auch rechtlich geht es nicht mit rechten 
Dingen zu, wie man am Beispiel von Rene 
K. erkennen kann. Wie viele andere auch 
nahm Rene K. Am 10. Juni an der Gleich- 
heitsparade teil, um gegen die Ausgrenzung 
sexueller Minderheiten und gegen Homo- 
phobie zu demonstrieren. Sein Engagement 
wurde am Ende der Demonstration mit ei- 
nem gewalttätigen Eingriff der Polizei be- 
lohnt. Es kam es zu der Situation, dass Ge- 
gendemonstranten aufdringlich versuch- 
ten, ihre Transparente am Demonstrations- 
rand zu positionieren. Hierbei kam es zum 
Eingreifen mehrerer Demonstrationsteil- 
nehmerlInnen, die versuchten, die Transpa- 
rente zu entfernen. Die Polizei griffein, und 
so kam es zu brutalen Festnahmen, unter 
anderem der von Rene K.. 

Er wurde niedergeschlagen und festge- 
nommen. Bis heute ist der Grund der Fest- 
nahme unklar, der jetzige Vorwurf ist, dass 
sich Rene gegen seine Festnahme gewehrt 
habe. Eine noch deutlichere Sprache staat- 
licher Repression spricht das Verhalten des 
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SOLIDARINOS 


wurde, konnte man sich dieses schaft in Berlin. Bild: Indymedia. 


„QueerBerlin” hat eine Solidaritätsgrup- 
pe für die Freilassung von Rene gegrün- 
det. Diese engagiert sich in enger Ab- 
stimmung mit Gruppen aus Polen für den 
Inhaftierten. Um diese Soliarbeit be- 
werkstelligen zu können, wird eine men- 
ge Geld benötigt. Deshalb spendet auf 
das Konto (Empfängerin: Rote Hilfe Ber- 
lin, Kto: 7189590600, BLZ: 10020000, 
Stichwort: Warschau) 


Staatsanwalts. Dieser untersagte Renes An- 
walt den Kontakt zu seinem Mandanten, 
bevor Rene dem Untersuchungsrichter vor- 
geführt wurde. So wurde Rene ohne recht- 
lichen Beistand dem Haftrichter vorgeführt, 
der eine dreimonatige Untersuchungshaft 
anordnete. Erst am Montag, den 19. Juni, 
also 9 Tage nach der Festnahme, wurde 
Rene gewährt, mit seinem Anwalt zu spre- 
chen. Hinzu kommt eine Desinformati- 
onstaktik des Staatsanwaltes, die seine 
FreundInnen, Familienangehörigen sowie 
die Öffentlichkeit im Unklaren ließ, wo die- 
ser verblieben sei und was ihm vorgewor- 
fen wurde. Bei der Verhandlung vor dem 
Haftrichter blieb die Öffentlichkeit ausge- 
schlossen. Zudem sind auch Renes Ge- 
sundheitszustand und seine Haftbedingun- 
gen nicht geklärt. 

Durch das Verhalten der Staatsanwalt- 
schaft und der Polizei ist erkennbar, dass in 
Polen versucht wird, durch Repression von 
LesBiSchwulTransexuellen deren politi- 
schen Widerstand zu zerschlagen und sie 
aus der Öffentlichkeit zu entfernen, oder 
diese öffentlich durch die Presse bloßzu- 
stellen, welche im Falle Renes hetzt, dieser 
sei ein gefährlicher linksextremer Black- 
Blockaktivist. Mit solchen Darstellungen 
Renes soll die Öffentlichkeit weiter gegen 
TeilnehmerInnen der Gleichheitsparade 
mobil gemacht werden und eine homo- 
phobe, antiemanzipatorische Stimmung 
erzeugt werden. Hier wird gezielt versucht, 
Menschen einzuschüchtern, die sich gegen 
homophobe Meinungsbilder stellen. Un- 
liebsame Positionen wie sie 
‘ auf der Gleichheitsparade in 
Warschau vertreten wurden 
und ein Durchsetzen dieser 
werden mittels gesetzlicher 
Handhabe zurechtgestutzt. 
Jeder Protest wird kontrol- 
4 liert und mittels repressiver 
\]) Maßnahmen standardisiert. 
“ Rechtliche Maßnahmen ge- 
gen Hooligans ermöglichen 
dem polnischen Staat gegen 
politische AktivistInnen ge- 
nauso vorzugehen und somit 
wird der Versuch unternom- 
men politische Protestkultur 
zu unterbinden. 

e Wir solidarisieren uns mit 
allen Gefangengenommenen 
TeilnehmerInnen der War- 
schauer Gleichheitsparade 
und fordern deren sofortige 
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Freilassung. 

e Wir verurteilen die unhaltbare Situation 
LesBiSchwulTransexuellen in Polen. 

e Wir nehmen die Einschränkung der Men- 
schenrechte und staatlich sanktionierte Ge- 
walttaten und Reppression gegen Les- 
BiSchwulTransexuelle und deren Sympha- 
tisantInnen auf keinen Fall hin und fordern 
die polnische Regierung auf die Rechte von 
Schwulen, Lesben, Transgender und Bise- 
xuellen zu achten und zu schützen. 

e Wir fordern die polnische Presse und den 
polnischen Staat auf die politische Hetze 
gegen die Gleichheitsparade einzustellen. 
e Wir solidarisieren uns mit allen Men- 
schen in Polen, die für die Rechte von se- 
xuellen Minderheiten eintreten. 

Freiheit für Rene! Für unkontrollierte, 
selbstbestimmte Sexualität! 
www.queerberlin.tk 


INSTANT PROTESTBRIEF 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dieser e-mail möchte ich gegen die 
Inhaftierung des Berliners Rene beim CSD 
in Warschau am 10.06.2006 protestieren. 

Insbesondere die genauen Umstände der 
Festnahme und des Haftverlaufs geben An- 
lass, mich an Sie zu wenden: Ich bin sehr 
empört darüber, wie in Polen, einem Land, 
das der EU angehört, mit diesem Fall um- 
gegangen wird. Der inhaftierte Rene wur- 
de wahllos von Polizeikräften aus dem De- 
monstrationszug, herausgegriffen, nieder- 
geschlagen und festgenommen. Der Grund 
der Festnahme wurde ihm nicht mitgeteilt 
und erst nach neun Tagen in Haft war es 
ihm möglich einen Anwalt zu sprechen. 
Diese Behandlung widerspricht eindeutig 
den geltenden Bestimmungen. 

Ebenso schockierend finde ich das Ver- 
halten der Deutschen Botschaft in War- 
schau. In einem solchen Fall ist ihre Behör- 
de dazu verpflichtet, sich einzuschalten 
und sich für den Inhaftierten einzusetzen. 
Es ist aber bisher nichts dergleichen ge- 
schehen. Deshalb möchte ich Sie hiermit 
dringend zur Handlung aufrufen! Nehmen 
Sie Kontakt zu den polnischen Behörden 
auf! Beanstanden Sie das rechtswidrige 
Vorgehen der Staatsanwälte und Richter! 

Setzten Sie sich für die Freilassung des 
Berliners Rene ein! 

Mit freundlichen Grüßen, 


SPENDENKONTO: 

EMPFÄNGERIN: ROTE HILFE BERLIN, KTO: 
7189590600, BLZ: 10020000, STICH- 
WORT: WARSCHAU 


POLNISCHE BOTSCHAFT 

LASSENSTR. 19-21 

14193 BERLIN 

TEL:030/223130 

FAX: 030/22313155 

MAIL: INFO@BOTSCHAFT-POLEN.DE 
WWW.BOTSCHAFT-POLEN.DE 
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Spuren im Sand 


Der Staatsschutz beobachtet die Aktivitäten der G8-GegnerInnen seit 


mehr als einem Jahr 


Der G8-Gipfel in Heiligendamm wird zwar 
erst im Frühsommer 2007 stattfinden. Doch 
nicht nur die Linke bereitet sich schon aus- 
giebig darauf vor. Auch die Staatsschutz- 
behörden sind nicht untätig, wie eine Er- 
klärung der Roten Hilfe Greifswald zeigte. Die 
Rechtshilfeorganisation berichtet, dass Ende 
April ein Observationstrupp des Staats- 
schutzes vor dem Greifswalder Jugendzen- 
trum Klex von Aktivisten enttarnt wurde, ge- 
rade als sich die regionale Anti-G8-Gruppe 
dort getroffen hat. Die AktivistInnen wurden 
auf das Fahrzeug aufmerksam, sprachen die 
Insassen an und verdeckten das Auto schließ- 
lich mit einem Transparent. Darauf suchten 
die entdeckten Beobachter schnell das Wei- 
te. Die Rote Hilfe Greifswald hat nach dem 
Bekannt werden der Observation eine Pro- 
testresolution verfasst, in der vom SPD ge- 
führten Innenministerium in Schwerin de- 
mokratische Spielregeln angemahnt wurden. 
„Eine Politik der Einschüchterung, Ausfor- 
schung, Überwachung und Kriminalisierung 
des G8-Protestes gehört hingegen eindeutig 
in das Repertoire eines autoritären, vorde- 
mokratischen Staatsverständnisses“, heißt es 
an die Adresse der verantwortlichen Politi- 
kerInnen. Gefordert wird die vollständige 
Aufklärung über die Hintergründe der Ob- 
servation und die Vernichtung aller bisher ge- 
sammelten Daten. 

Die Staatsschutzbehörden werden diese 
Aufforderung natürlich ignorieren. Schließ- 
lich war es nicht die erste Observation von 
organisierten G8-GegnerInnen. Schon die er- 
ste wahrnehmbare Reaktion der Gipfelgeg- 
nerInnen wurde von einem massiven Poli- 
zeiaufgebot begleitet. So trafen sich Juli 2005 
am globalen Aktionstag gegen den G8-Gip- 
fel von Schottland ca. 30 G8-GegnerlInnen in 
Heiligendamm. Sie wurden von einem mas- 
siven Aufgebot der Polizei samt Wasserwer- 
fen und einem Polizeiboot erwartet. „Als ein 
G8-Gegner mit dem Fuß „Fight G8“ in den 
Sand ritzt, wurdeervon 2 Polizisten rüde dar- 
an gehindert weiterzumachen“, schrieb ein 
Augenzeuge auf Indymedia. In der Folge 
wurden auch mehrere Infotouren der Anti- 
G8-AktivistInnen in Schwerin und Greifs- 
wald von der Polizei observiert. 

Seit 1. Januar 2006 hat die Polizei in Haus 
in der Villenkette bezogen. Stündlich wird der 
Strand abgelaufen, und „auffällige Perso- 
nen“ werden kontrolliert. 

Doch nicht nur in der Region werden die 
kritischen Aktivitäten genau beobachtet. Das 
erste bundesweite Treffen linker G8-Kritike- 
rInnen in Hamburg fand sofort Niederschlag 
im dortigen Verfassungsschutzbericht. 

Als sich dann Ende März 2006 in Rostock 
erstmals ein breites Bündnis von G8-Kritike- 
rInnen unter Einschluss von PolitikerInnen 
der in Mecklenburg; mit regierenden Links- 


partei trafen, setzte sofort eine Kampagne 
von konservativen Politikern und Medien ge- 
gen das angebliche Chaoatentreffen ein. Die 
Räume in der schon gemieteten Rostocker 
Universität wurden daraufhin kurzfristig 
gekündigt. Das Treffen konnte trotzdem in 
einer Rostocker Schule stattfinden. 

Besonders in der Kritik der Medien stand 
die Linkspartei, die von den Konservativen 
der Kumpanei mit Chaoten beschuldigt wur- 
de. Allerdings vermied die Linkspartei jede 
Distanzierung von ihren BündnispartnerIn- 
nen und bekannte sich offensiv zum Recht 
auf Protest gegen den G8-Gipfel. 


Streit um neues Sicherheitsgesetz 


Allerdings könnte es noch Streit zwischen 
Partei und Bewegung geben. Anlass ist das 
in Mecklenburg-Vorpommern geplante Si- 
cherheits- und Ordnungsgesetz (SOG). Es soll 
der Polizei vereinfachten Zugang der Polizei 
zu Mobilfunkdaten, den Einsatz des automa- 
tischen Kfz- Kennzeichen- Lesesystems so- 
wie die Rasterfahndung bei Vorliegen einer 
„erheblichen Gefahr“ ermöglichen. Außer- 
dem sollen die Befugnisse bei der Videoü- 
berwachungen ausgeweitet und die DNA- 
Kontrolle erleichtert werden. Der Landesvor- 
sitzende der Linkspartei von Mecklenburg- 
Vorpommern, Peter Ritter, erklärte, die Si- 
cherheitslage habe seine Partei veranlasst, 
den zunächst auf fünf Jahre befristeten Än- 
derungen zuzustimmen. „Das erweiterte Po- 
lizeirecht ist allerdings kein Allheilmittel ge- 
gen den Terror“, so Ritter. Doch mit ihrer Un- 
terstützung des neuen Sicherheits- und Ord- 
nungsgesetz erntet sie bei ihren potentiellen 
BündnispartnerInnen zunehmende Proteste. 
Die sehen in dem Gesetz vor allem eine Maß- 
nahme gegen den G8-Widerstand und for- 
dern von der Linkspartei.PDS die konse- 
quente Ablehnung. 


Warmup für die Polizei 


Den Zusammenhang zwischen den Sicher- 
heitsgesetzen und den G8-Protesten stellt die 
oppositionelle CDU in Mecklenburg-Vor- 
pommern deutlich her. „Es ist höchste Zeit, 
denn die Sicherheitslage gerade in Vorberei- 
tung des G8-Gipfels in Heiligendamm erfor- 
dert zuverlässige rechtliche Regelungen“, er- 
klärten führende Landespolitiker der Konser- 
vativen in der Lokalpresse. Da will sich die 
sozialdemokratische Regierungspartei nicht 
nachsagen lassen, dass die gerade erst be- 
ginnenden Protestvorbereitungen nicht Ernst 
nimmt. 

Mecklenburgs Innenminister Timm (SPD) 
erklärte am 1.Mai 2006 im Norddeutschen 
Rundfunk (NDR). „Bundesweit bereiteten 
sich Globalisierungsgegner auf den Welt- 
wirtschaftsgipfel in Heiligendamm im kom- 
menden Jahr vor. Bereits am 1. Mai wollten 


mehr als 400 gewaltbereite Autonome aus 
ganz Deutschland in Rostock die Einsatzbe- 
reitschaft der Polizei testen“. Damit rechtfer- 
tigte Timm den massiven polizeilichen Auf- 
marsch gegen AntifaschistInnen, die am 
1.Mai nach Rostock gefahren sind, um sich 
an einer Demonstration gegen einen Auf- 
marsch der neofaschistischen NPD zu betei- 
ligen. Sie werteten denn auch den Polizei- 
einsatz in Rostock als Warmup der Sicher- 
heitskräfte für die Gipfelproteste. Schon An- 
fang August dürfe der nächste Einsatz des Si- 
cherheitsstaats im Nordosten der Republik 
bevorstehen. Dann wollen die Gipfelgegne- 
rInnen mit einem Camp in der Nähe von Hei- 
ligendamm schon mal Protest üben. Es ist 
sehr wahrscheinlich, dass sich der Sicher- 
heitsapparat die Chance nicht entgehen las- 
sen wird, schon mal Repression zu üben. 

Peter Nowak 
Weitere Infos finden sich auf der Homepage 
http://gipfelsoli.org/ 


Stellungnahme der Initiative für ein 
Berliner Sozialforum 


zur Bespitzelung 
durch V-Leute 


Im Spiegel vom 12.6.2006 wird über die ge- 
zielte Infiltration der Initiative Berliner Sozi- 
alforum seit der Gründung 2003 durch meh- 
rere V-Leute aus verschiedenen Nachrich- 
tendiensten berichtet. 

Wir fordern vom SPD/PDS-Senat den so- 
fortigen Abzug aller V-Leute aus dem Berli- 
ner Sozialforum und allen Zusammenhän- 
gen, mit denen das Berliner Sozialforum zu- 
sammen arbeitet. Und wir fordern sofortige 
Akteneinsicht und Herausgabe aller über uns 
gesammelten Informationen. 

Als Initiative Berliner Sozialforum stellen 
wir außerdem fest: 

1. Die Initiative Berliner Sozialforum war 
seit ihrer Gründung Anfang 2003 ein offenes 
Plenum, an dem jede und jeder teilnehmen 
kann Die Diskussionen und Aktivitäten wa- 
ren nie geheim, die Ergebnisse sind auf der 
Webseite www.socialforum-berlin.org nach- 
zulesen. Wir verstehen uns als Teil der welt- 
weiten und europäischen globalisierungskri- 
tischen Bewegung von Weltsozialforum und 
Europäischen Sozialforum. 

Die Sicherheitsbehörden haben offensicht- 
lich großes Misstrauen gegenüber einem Fo- 
rum, das von radikalen Linken bis hin zu Ge- 
werkschafterInnen, PDS- und sogar SPD- 
Mitglieder ein breites Spektrum der Linken 
versammelt. Der Senat sieht sich durch die- 
se politische Selbstorganisierung an der Ba- 
sis in seiner Machtsphäre bedroht. Deswegen 
verhinderte Innensenator Körting im Herbst 
2003 durch direkte politische Intervention 
gegenüber der Kreuzberger PDS-Bürgermei- 
sterin Cornelia Reinauer die Einrichtung ei- 
nes „Sozialen Zentrums“ in der Glogauer- 
straße 16. Der SPD/PDS-Senat ist Kontroll- 
organ gegenüber dem Landesamt für Verfas- 


sungsschutz und lässt somit sogar seine ei- 
genen Mitglieder bespitzeln. 

Wir sehen das Modell Sozialforum unver- 
ändert als einen gelungenen Versuch an. Wir 
sind ein Forum für einen offenen, von ge- 
genseitigem Respekt gelungenen Austausch 
linken und radikaldemokratischer Gruppen 
mit dem Ziel, neue Wege des politischen Wi- 
derstandes gegen den derzeitigen menschen- 
verachtenden, neoliberalen Durchmarsch auf 
lokaler Ebene zu gehen. Wir bringen linke 
Politik verschiedenster Strömungen und 
Menschen mit kritischen Positionen zusam- 
men und verschaffen ihr Gehör durch brei- 
teste Kooperationen wie z.B. auch mit Ob- 
dachlosen- und Flüchtlingsgruppen und Kir- 
chen, sowie mit Hilfe von Aktivitäten, die Ak- 
tionen zivilen Ungehorsams beinhalten. Dar- 
an können keine inoffiziellen und haupt- 
amtlichen Geheimdienst-Mitarbeiter etwas 
ändern. 

2. Der Schaden, der für uns entstanden ist, 
lässt sich noch nicht absehen, weil wir nicht 
wissen, ob sich die Tätigkeit der V-Leute nur 
auf das Berliner Sozialforum bezogen hat 
oder sich auf eine Vielzahl von Aktivitäten 
(Bankenskandal, Demonstrationen zum So- 
zialabbau, „Schwarz-Fahraktionen“ zum Er- 
halt des Sozialtickets, Belagerung des Abge- 
ordnetenhauses etc.) ausgedehnt hat. Die von 
der Bespitzelung Betroffenen stehen öffent- 
lich zu dem, was sie sagen und tun. 

Ein Schaden entsteht allerdings der politi- 
schen Kultur im Lande durch die fort- 
währende Bespitzelung der linken außerpar- 
lamentarischen Opposition. Zurecht fürchtet 
die Regierung spätestens seit der Agenda 
2010 und Hartz IV Unruhe und Widerstand 
gegen den Abbau sozialer Sicherheiten und 
Rechte. Ihre Antwort darauf ist bekannt wie 
auch zynisch: die Politik wird nicht geändert, 
sondern Polizei und Verfassungsschutz wer- 
den in Marsch gesetzt. Die Geschichte hat uns 
gelehrt, wo eine Gesellschaft hinkommt, 
wenn sie bespitzelt wird! 

3. Wir nehmen die Bespitzelung vor allem 
auch deswegen ernst, weil wir uns mitver- 
antwortlich sehen, für all die Gruppen und 
Organisationen die mit uns zusammenarbei- 
ten. Wir bleiben aber trotzdem bei unserer 
Offenheit und lassen uns nicht einschüchtern. 
Berlin am 12.6.2006, das Plenum der Ini- 
tiative für ein Berliner Sozialforum 


Heidelberg 


Erneuter Anquatsch- 
versuch des 
Verfassungsschutzes 


Am 7.6.2006 war es hier in Heidelberg mal 
wieder so weit: Gegen 11:00 Uhr klingelte es 
in der Wohngemeinschaft eines 26-jährigen 
Studenten. Ein Mitbewohner fragte darauf- 
hin über das Sprechgerät, wer denn da unten 
vor der Tür warte. Sodann meldete sich ein 


gewisser Herr Küppers. Er sei von einer „Si- 
cherheitsbehörde* und wünsche den 26- 
Jährigen zu sprechen. 

Der Betroffene ging dann - nachdem er von 
seinem Mitbewohner informiert worden war 
- runter, um sich vor dem Haus nach dem 
Ansinnen des Geheimdienstlers zu erkundi- 
gen. Als ihm dieser auf Nachfrage versicher- 
te, ein Mitarbeiter des Verfassungsschutzes 
(VS) zu sein und ihm in dieser Funktion ei- 
nen lukrativen Job anbieten zu können, lehn- 
te der Student sofort energisch ab. Daran ha- 
be er keinerlei Interesse! 

Ob er denn nicht wenigstens wissen wolle, 
worum es ginge. Er habe jetzt eine solch wei- 
te Strecke zurückgelegt, da müsste es ihm we- 
nigstens gestattet sein, zu erklären, warum 
der VS gerade auf ihn gekommen sei. Er sei 
nun mal seit Jahren politisch aktiv, halte sich 
in der linksradikalen Szene aufund habe des- 
halb außerordentliche Kenntnisse über di- 
verse Gruppenstrukturen und Diskussionsab- 
läufe. Außerdem sei er auf Grund seiner 
„Computerkenntnisse“ besonders interes- 
sant. 

Ohne auf dieses Angebot zu reagieren, ver- 
abschiedete sich der Student und ging wie- 
der zurück in seine Wohnung. 

JedeR politisch Aktive oder bisweilen in 
linken Zusammenhängen Anzutreffende 
muss damit rechnen, angequatscht zu wer- 
den. In dem hier geschilderten Fall ging es 
nun darum, das vermeintlich vorhandene 
„Computerwissen“ des Anzuwerbenden in 
geheimdienstliche Bahnen zu lenken, also das 
Ausspionieren linker Gruppen über den elek- 
tronischen Weg für die Schnüffelbehörden 
effizienter zu machen. Selbstverständlich ha- 
ben sie ein Interesse daran, Menschen einzu- 
setzen, von denen sie ausgehen können, dass 
sie in die sprachlichen Codes der linken Sze- 
ne eingeweiht sind. 

Der Versuch des VSlers, den Betroffenen 
ausschließlich mit einem lukrativen Joban- 
gebot zu ködern, zeigt eine taktische Neuaus- 
richtung. Während bisherige Anwerbeversu- 
che oftmals vermeintlich gemeinsame politi- 
sche Ziele anführten („Wir sind auch gegen 
Nazis ...“) oder unterschwellig mit strafrecht- 
licher Verfolgung früherer Gesetzesverstöße 
des Anzuwerbenden drohten, bedient sich der 
Geheimdienst nun unverfroren der finanzi- 
ellen Notlage, in der sich wachsende Teile der 
Bevölkerung befinden. 

Die einzig richtige Reaktion auf Anwerbe- 
versuche kann - wie in diesem Falle - nur das 
sofortige Ablehnen jedes Gesprächs sein, 
denn jede noch so nebensächlich erschei- 
nende Information kann für Verfassungs- 
schützerInnen ein wichtiger Baustein in 
ihrem Bild von den politischen Zusammen- 
hängen oder sogar für abenteuerliche An- 
klagekonstruktionen gegen die/den Betroffe- 
neN und ihr/sein politisches Umfeld sein. 

Die Rote Hilfe e. V. Heidelberg protestiert 
hiermit zum wiederholten Male ausdrücklich 
gegen die Anwerbeversuche des Geheim- 
dienstes. 

Rote Hilfe e. V. Ortsgruppe Heidelberg 
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Heidelberg 


Antifaschistische Ver- 
anstaltung von Poli- 
zeiaufgebot gestürmt! 


Am 14. Juni sollte im Jugendhaus „Cafe Cen- 
tral“ in Weinheim eine Informationsveran- 
staltung zu rechten Strukturen in der Region 
stattfinden. Schon lange vor Beginn des für 
19.30 Uhr geplanten Vortrags parkte vor dem 
Gebäude ein Auto mit mehreren Personen, die 
von Gästen später als Angehörige des Dezer- 
nats Staatsschutz Heidelberg identifiziert 
wurden. 

Etwa 35 BesucherInnen waren schon in dem 
städtischen Jugendzentrum versammelt, als 
erste PolizeibeamtInnen eintrafen und sich - 
begleitet von den Staatschützern - Zugang 
verschaffen wollten. Eine Diskussion mit dem 
dort angestellten Sozialarbeiter, der von sei- 
nem Hausrecht Gebrauch machen wollte, wur- 
de mit dem Hinweis auf „Gefahr im Verzug“, 
die zunehmend als Rechtfertigung für poli- 
zeiliche Willkürmaßnahmen aller Art herhal- 
ten muss, abgebrochen. Gäste, die den Veran- 
staltungsort verlassen wollten, wurden von 
den staatlichen Repressionsorganen daran ge- 
hindert. Inzwischen war Verstärkung einge- 
troffen, so dass sich nun etwa 40 Einsatzkräf- 
te vor Ort befanden. 

Gegen den entschiedenen Protest des zu- 
ständigen Sozialarbeiters, der VeranstalterIn- 
nen und BesucherInnen drängten sich die Po- 
lizeibeamtInnen in das Gebäude und zwangen 
alle Anwesenden, ihre Personalien abzugeben. 
Fragen nach der juristischen Grundlage der 
Maßnahme blieben unbeantwortet, lautstarke 
Proteste wurden mit einer Festnahme wegen 
Widerstands gegen die Staatsgewalt bedroht. 
Alle, die bereits einer Kontrolle unterzogen 
worden waren, mussten sich bis zum Ende der 
Razzia in einem gesonderten Raum versam- 
meln. Als gegen 20.30 Uhr die Einsatzkräfte 
das Zentrum verließen, konnten die Besuche- 
rInnen durch das Fester beobachten, wie die 
neu gewonnenen Informationen sofort den 
Staatsschützern übergeben wurden. Danach 
fand die Veranstaltung mit über einstündiger 
Verspätung statt. 

Als Vorwand gegenüber dem Sozialarbeiter 
hatte die Polizei eine Auseinandersetzung 
beim WM-Eröffnungsspiel am vergangenen 
Freitag in Weinheim angeführt. Nach einer 
Open-Air-Übertragung des Spiels war ein Lin- 
ker von rechten Fußballfans mit einer abge- 
schlagenen Bierflasche verletzt worden. 

Tatsächliches Ziel der Razzia im städtischen 
Jugendzentrum war aber, einen Überblick 
über die antifaschistische Szene der Region zu 
gewinnen und die meist jugendlichen Besu- 
cherInnen durch politische Unterdrückung 
von weiter gehendem Interesse an diesem The- 
ma und eigenem Engagement abzuschrecken. 

Diese staatliche Repressionsmaßnahme 
reiht sich ein in einen seit längerem zu beob- 
achtenden Versuch, antifaschistisch gesinnte 


14 


Menschen in Baden-Württemberg auf Grund 
fadenscheiniger Anlässe zu kriminalisieren. 
Ob es sich nun um Personen handelt, die 
durchgestrichene bzw. zerschlagene Haken- 
kreuze mit sich führten, die Flugblätter mit 
dem Hinweis auf antifaschistische Demon- 
strationen verteilten, die beim Plakatieren von 
Anti-Nazi-Plakaten erwischt wurden oder ei- 
nen Plattenversand haben, der auch Antifa- 
Zeichen vertreibt - immer war das Ziel der Er- 
mittlungsbehörden, antifaschistisches Enga- 
gement, das sich außerhalb des parlamentari- 
schen Parteinspektrums bewegt, im Keim zu 
ersticken. 

Wir protestieren entschieden gegen diese 
skandalöse Kriminalisierung einer politischen 
Informationsveranstaltung! Antifaschismus 
ist kein Verbrechen! 

Rote Hilfe e. V. Ortsgruppe Heidelberg 


Leipzig 


Wer auffällt, bleibt 
zu Hausel 


Im Vorfeld der Weltmeisterschaft wurde me- 
dial eine neue gesellschaftliche Problemgrup- 
pe konstituiert: die Fußballfans. Männlich, ge- 
walttätig, unberechenbar, jedes Wochenende 
im Blutrausch. Natürlich handelt es sich da- 
bei nicht um „wirkliche“ Fußball-Fans, son- 
dern um gefährliche Außenseiter. Besonders 
bei Großevents gehören die nicht in die ge- 
wünschte Szenerie. 

Neu ist jedoch die einseitige Über-Themati- 
sierung von Gewalt im Fußball nicht. In den 
80er Jahren begann sich eine harte Linie ge- 
gen Hooligans auf Weisung des DFB Bahn zu 
brechen. Restriktive Polizeieinsätze verstärk- 
ten das harte Klima im Stadion. 1990 wurde 
ein Berliner-Fußball-Fan von der Polizei er- 
schossen, 1998 wurde der französische Poli- 
zist Daniel Nivel durch Auseinandersetzungen 
mit deutschen Hooligans schwer verletzt. Ei- 
ne scheinbare Trendwende im staatlichen Um- 
gang durch Förderung von Fan-Arbeit wurde 
flankiert mitunscheinbaren, aber gefährlichen 
Maßnahmen: Überwachungsmechanismen 
statt Knüppel wurde und ist die Devise von 
DFB und Staatsgewalt. 

Die speziell fürs Fußballstadion zuständigen 
Landesinformationsstellen Sporteinsätze 
wurden auf Geheiß der Ständigen Innenmini- 
ster und -senatoren der Länder im Jahr 1991 
zusammengeführt - in der Zentralen Infor- 
mationsstelle Sporteinsätze (ZIS), angesiedelt 
beim Landeskriminalamt Nordrhein-Westfa- 
len. Das eigentliche Herzstück der ZIS ist die 
1994 eingerichtete Kartei „Gewalttäter Sport“ 
(GWS). Diese sammelt Daten auffällig gewor- 
dener Fans - in den Kategorien „friedlicher“, 
„bei Gelegenheit gewalttätiger“ und „zur Ge- 
walt entschlossener Fan“. Von der Ebene des 
jeweiligen Bundeslandes weitergegeben Da- 
ten fließen in dieser Kartei zusammen. Über 
den Internationalen Datenaustausch wird 


auch mit anderen Staaten kooperiert. Formal 
haben Fußballverbände und -vereine keinen 
Zugriff auf die gespeicherten „Gewalttäter 
Sport“-Daten. Es ist jedoch hundertprozentig 
davon auszugehen, dass der unternehmerisch 
organisierte, vom Weltfußballverband Fifa für 
die Veranstaltung der 2006er Fußball-WM be- 
auftragte Deutsche Fußballverband Zugriff 
auf die personenbezogenen Daten bekommt. 
Der Datentransfer wurde über das halbstaat- 
liche WM-Organisationskommittee vollzogen 
- schlussendlich können die Daten der Ticket- 
käuferInnen mit den staatlichen Dateien ab- 
geglichen werden. 

Die Speicherung in der Gewalttäter-Sport- 
Datei kann Stadionverbote, wie auch Ausrei- 
se- und Passbeschränkungen nach sich zie- 
hen, nicht nur im Zusammenhang mit Fuß- 
ballspielen. Die Gewalttäter Sport-Kartei ist 
Bestandteil des deutschen Datensammlungs- 
konglomerats INPOL, das sich in 50 Unterda- 
teien aufzweigt. INPOL selbst wiederum ist mit 
dem Schengener Informationssystem (SIS) 
vernetzt, das der innereuropäischen Erfassung 
von auffälligen Personen sowie der Abschir- 
mung Europas nach außen dient. Im Moment 
wird an der Optimierung des SIS gearbeitet - 
SIS II wird voraussichtlich im Jahr 2007 in 
Kraft treten. Die bisher in eher konventionel- 
ler Form gesammelten Einträge über auffälli- 
ge Personen sollen durch Fotos, DNA-Profile, 
Fingerabdrücke und sonstige biometrische 
Daten ergänzt werden, hinzu kommen um- 
fangreiche Datensätze der 2004 der EU beige- 
tretenen Staaten. 

Die meist als einsame RuferInnen in der Wü- 
ste im politischen Abseits stehenden Daten- 
schützerInnen der Ländern und des Bundes 
haben sich seit Initiierung der Gewalttäter- 
Sport-Kartei gegen deren Einrichtung, ausge- 
sprochen. Die Methode der Datenerfassung 
und (mangelnden) -prüfung sei zu willkürlich. 
Schon eine Personalienfeststellung oder ein 
Platzverweis können die Aufnahme in besag- 
te Datei zur Folge haben. Wie schnell so et- 
was passiert, hat wohl schon jede und jeder 
bei zivilgesellschaftlichen Aktionen und Pro- 
testen erlebt. Öffentliches Urinieren kann 
ebenso ein Erfassungsgrund sein. Der oder die 
Betroffenen wird nicht über die Aufnahme in 
die Gewalttäter-Sport-Datei informiert, es gibt 
also keine individuelle Handhabe sich gegen 
eine Kategorisierung zu wehren. Ganz rudi- 
mentäre rechtsstaatliche Grundsätze, wie das 
der Verhältnismäßigkeit oder der Unschulds- 
vermutung ($ 20 GG) werden somit außer Kraft 
gesetzt bzw. ausgehöhlt. 

Im Jahr 2002 waren laut offiziellem Bericht 
der ZIS 7302 Fans in den schwerwiegenderen 
Kategorien B und C registriert, im Jahr 2005 
6500. 

Im April 2006 kündigten die Bundesländer 
Berlin, Hamburg und Niedersachsen an, in der 
GWS registrierte besonders schwerwiegende 
Fälle im Vorfeld der WM einem DNA-Test zu 
unterziehen. Mit diesem genetischen Finger- 
abdruck sollen Gewalttaten besonders schnell 
aufgeklärt werden. Andere Bundesländer und 
Datenschutzbeauftragte äußerten sich kritisch 
- diese Praxis sei überzogen und gesetzlich 


nicht wirklich gedeckt. Doch die Registrierung 
der genetischen Daten ist in Gange, im No- 
vember 2005 hatte der Bundestag die Hürde 
dafür erheblich gesenkt. Nicht mehr nur Se- 
xualstraftäter und Schwerverbrecher, sondern 
auch Gewaltverbrecher mit „Rückfallgefahr“ 
sind im biometrischen Erfassungsvisier. Hier 
bricht sich eine gefährliche Entwicklung 
Bahn: die quantitativ wachsenden Karteien ei- 
nerseits, die qualitative Optimierung von Er- 
fassungsmerkmalen andererseits - mittels 
Computertechnologien maximal miteinander 
vernetzt. 

Nach dem Vorbild der Kartei „Gewalttäter 
Sport“ wurde Ende 2000 im Nachgang des 
staatlichen Antifa-Sommers eine Sonderkar- 
tei für rechtsextreme GewalttäterInnen ange- 
dacht. Neben anderen Bundesländern bestand 
aber nicht zuletzt Bayern darauf, Linke und 
Rechte gleich zu behandeln. Schlussendlich 
wurden im Eilverfahren drei neue Karteien ge- 
schaffen: LiMo - für linksmotivierte Gewalt, 
ReMo - für rechtsmotivierte Gewalt, sowie Au- 
Mo - für politisch motivierte AusländerIn- 
nenkriminalität alle drei sind ebenso wie die 
Kartei Gewalttäter Sport Bestandteil des IN- 
POL-Systems. Die neue repressive Qualität 
dieser Karteien offenbart sich vor allem bei 
den Kriterien für eine Aufnahme. So brauch- 
te es bisher immer ein Strafverfahren, um in 
entsprechende Sonderkarteien (wie etwa die 
Datei „Landfriedensbruch“) zu kommen. Nun 
genügt es, dass die Persönlichkeit Grund zur 
Annahme liefert, dass Strafverfahren zu 
führen sind. Es genügt nun beispielsweise ein 
demoüblicher Platzverweis oder eine Perso- 
nalienkontrolle, um in solchen Karteien zu 
landen. Außerdem können sogar „Kontakt- 
und Begleitpersonen“ von Verdächtigen ge- 
speichert werden, „soweit dies zur Verhütung 
oder zur Vorsorge für die künftige Verfolgung 
einer Straftat mit erheblicher Bedeutung er- 
forderlich ist“. Einmal in der Kartei gelandet, 
hat jede Streifenwagenbesatzung bei Perso- 
nalienkontrollen Zugriff auf diese Kartei der 
„potentiellen GewalttäterInnen‘“. Die Einträge 
bleiben bei Kindern/ Jugendlichen/ Erwach- 
senen standardmäßig 2-5 Jahre gespeichert, 
allerdings werden sie danach nicht automa- 
tisch gelöscht, sondern lediglich überprüft. Bei 
„bestimmten Tatsachen“, die darauf hindeu- 
ten, dass jemand „Straftaten von erheblicher 
Bedeutung“ plane, bleiben die Daten dann 
weiterhin gespeichert. Mit Hilfe dieser 
schwammigen Kriterien werden nun im 
großen Stil Daten gesammelt, um bei späterer 
Gelegenheit eine Gefahrensituation konstru- 
ieren zu können. Berechtigterweise erhielt das 
Bundeskriminalamt dann auch den BigBro- 
therAward (ein Anti-Preis für Personen und 
Institutionen, die sich um den Ausbau von 
Überwachung und Kontrolle verdient machen) 
in der Kategorie „Größte Datenkraken des Jah- 
res 2002“. 

Welche Folgen diese weichen Kriterien für 
politische AktivistInnen haben kann, zeigte 
sich im Vorfeld des G8-Gipfels in Genua 2001: 
Neben persönlichen „Gefährderansprachen“ 
und täglicher Meldepflicht bei der Polizei hin- 
derte die LiMo-Kartei vor allem Menschen an 


der Ausreise Richtung Italien. Bei Grenzkon- 
trollen wurden sie als linke GewalttäterInnen 
gemeldet und erhielten Ausreiseverbot. Im 
vergangenen Jahr hinderte die Polizei bei- 
spielsweise etliche AntifaschistInnen an der 
Teilnahme der zentralen Gedenkkundgebung 
zum 60. Jahrestag der Befreiung des KZ Bu- 
chenwald mit der Begründung, sie seien in der 
LiMo-Kartei und durch die Anwesenheit hoch- 
rangiger PolitikerInnen herrsche die höchste 
Sicherheitsstufe. Nachdem die AntifaschistIn- 
nen gegen den Platzverweis klagten, stellte 
sich heraus, dass nur eine Person tatsächlich 
vorbestraft war, eine andere nur in der Datei 
wegen eines beendeten Verfahrens (welches 
seine Unschuld feststellte) und die anderen 
nicht mal in dieser Datei waren. Mehr als ein 
lapidares: „Da sind wir wohl übers Ziel hin- 
ausgeschossen“ war dem Prozessvertreter des 
Polizeiverwaltungsamtes Erfurt nach dem Ur- 
teil allerdings nicht zu entlocken. Wie viele 
Personen zur Zeit in den Sonderkarteien Li- 
Mo, ReMo und AuMo gespeichert sind, lässt 
sich schwer sagen, da sich staatliche Stellen 
diesbezüglich sehr bedeckt halten. 

Wie sich nicht zuletzt am Beispiel der Kar- 
tei „Gewalttäter Sport“ zeigt, fallen selbst in 
linken Kreisen teilweise geforderte Verschär- 
fung von Gesetzen für Hooligans und Rechte, 
sehr schnell auch auf linke Strukturen zurück 
und können diese erheblich schädigen. Die 
„Optimierung“ von Erfassungsmethoden, die 
Aushöhlung von Grund- und Freiheitsrechten 
- verbunden mit der zunehmenden Delegie- 
rung von Sicherheitsaufgaben an private 
Dienste drohen uns ohnmächtig zu machen. 
Ein positiver Bezug auf die staatliche Gewalt 
- auch wenn es um Nazis oder angebliche Fuß- 
ballkrawallos geht - verbietet sich für kriti- 
sche Linke. Der krisenhafte bürgerliche Staat 
zieht sich in diesen Zeiten auf sein „Kernge- 
schäft“ zurück - auf die ordnungspolitische 
Absicherung des kapitalistischen Betriebes. 
Dies bekommen die das Kommerzspektakel 
Fußballweltmeisterschaft störenden Fans ge- 
nau wie Illegalisierte oder linke AktivistInnen 
zu spüren. 

Rote Hilfe Leipzig 


Einladung 


zu einem 2-tägigen Workshop zur europäi- 
schen Vernetzung von Antirepressionsstruk- 
turen auf dem internationalen Anti-G8- 
Camp 2006 in Deutschland 


10. und 11. August, „Camp Inski”, Mecklen- 
burg-Vorpommern (internationales Mobili- 
sierungscamp gegen den G8 2007) 


An alle Interessierten, vor allem die Antire- 
pressionsstrukturen der letzten europäischen 
Gipfel: Prag 2000, Göteborg und Genua 
2001, Thessaloniki und Evian 2003, Gle- 
neagles 2005, Russland 2006 sowie die 
Strukturen der jährlichen EU-Gipfel in Brüs- 
sel und der WEF-Treffen in Davos 


Seit einigen Jahren ist in Deutschland ein 
struktureller Wandel in der Verbrechens- 
bekämpfung zu beobachten: Es geht nicht 
mehr nur darum, Straftaten, die geschehen 
sind, aufzuklären, sondern polizeiliche Arbeit 
und damit auch Kompetenz richtet sich zu- 
nehmend auf die Bereiche, in denen vermut- 
lich künftig Straftaten geplant und begangen 
werden könnten. 

Nicht zuletzt Dank erheblicher Ausweitun- 
gen von Befugnissen konzentriert sich poli- 
zeiliche Arbeit in verstärktem Maße auch auf 
die konsequente Gewinnung und Verwertung 
von Daten und Überwachungsergebnissen zur 
Herstellung von „Prognosen“. In der Folge 
kommt es vermehrt zur Anwendung von Maß- 
nahmen zur Unterbindung von Straftaten, die 
noch nicht stattgefunden haben, gegen Per- 
sonen, die aufgrund von Datenmaterial quasi 
im Voraus als Verdächtige behandelt werden. 

Enorm zugenommen hat auch die interna- 
tionale Kooperation: Die diesjährige Fußball- 
weltmeisterschaft wird wohlmöglich zum Ge- 
neraltest für europäische polizeiliche und ju- 
stizielle Zusammenarbeit. Welche Bedeutung 
hat das für uns? 

Die Mobilisierung gegen den G8 2007 soll 
möglichst international getragen werden. Vie- 
le AktivistInnen aus anderen (europäischen) 
Ländern haben wenig Erfahrung mit deut- 
schen Verfolgungsbehörden. 

Folglich muss die Information über Polizei- 
strategien und juristische Verfolgung (vor al- 
lem das neue Polizeigesetz in Mecklenburg- 
Vorpommern) möglichst früh innerhalb der 
Mobilisierung verankert werden: 

Gewalttäterdateien, Einreiseverbote, ver- 
einfachte Überwachung von Telekommunika- 
tion, DNA-Proben, flächendeckende und 
punktuelle Videoüberwachung, verdeckte Ob- 
servation, Kennzeichenscanner, Hausdurch- 
suchungen, Gefährderansprachen, Ausreise- 
verbote, hochgradige Spezialisierung der Ein- 
satzkräfte, Festnahmetrupps- und Einheiten 
mit integriertem 


Beweissicherungs- und Dokumentati- 
onsteam auf Demos, Vorkontrollen, Verbot 
von Seitentransparenten, Wanderkessel, 


Bannmeilen, enge Verzahnung der Zusam- 
menarbeit mit Staatsanwälten in räumlicher 
und zeitlicher Nähe zum Geschehen, hohe 
Strafmaße etc. sind nur einige der relevanten 
Informationen für AktivistInnen, die zum G8- 
Protest 2007 anreisen. Dass AktivistInnen nun 
auch in Deutschland für vermeintliche Strafta- 
ten angeklagt werden, die sie im Ausland be- 
gangen haben sollen (z.B. Göteborg 2001) ist 
ebenfalls eine neue Dimension. 

Unser Wunsch ist es, uns auszutauschen 
über Eure und unsere Erfahrungen mit Re- 
pression und Gegenstrategien vor, während 
und nach großen Events wie den IWF-, EU 
oder G8-Gipfeln an den verschiedenen Orten 
in den letzten Jahren. 

Leider gibt es auf europäischer Ebene noch 
immer keine Zusammenarbeit von Antire- 
pressionsstrukturen; für jeden Gipfel werden 
diese neu aufgebaut. 

Lediglich auf Anwaltsebene gibt es eine er- 
freuliche europäische und internationale Zu- 
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sammenarbeit. 

Deshalb sprechen wir zunächst alle Interes- 
sierten an, ganz besonders aber Beteiligte der 
Antirepressionsstrukturen der letzten eu- 
ropäischen Gipfel: Prag 2000, Göteborg 2001, 
Genua 2001, Thessaloniki 2003, Evian 2003, 
Gleneagles 2005, Russland 2006 und natür- 
lich die Strukturen der jährlichen EU-Gipfel in 
Brüssel und der WEF-Treffen in Davos. 

Dabei kann es zum Beispiel um folgende 
Fragen gehen, die wir zusammen erörtern 
können: 

o Welche Erfahrungen gibt es in den unter- 
schiedlichen Orten? 

e Welche Konsequenzen sollten wir daraus 
ziehen? 

e Gibt es unterschiedliche Polizeistrategien in 
den europäischen Ländern? 

o Sollten wir dementsprechend unterschied- 
lich damit umgehen? 

e Welche Aspekte sind inzwischen europaweit 
vereinheitlicht? 

e Wie sieht die Zusammenarbeit zwischen den 
internationalen Behörden aus? 

e Welche Veränderungen auf europäischer 

Ebene sind in Planung? 
eo Was sind die Spezifika der bundesdeutschen 

„Ordnungskräfte“? 

o Was davon ist relevant zu wissen vor und 

für den G8-Gipfel in Heiligendamm 2007? 
o Was können wir dem entgegensetzen? 

Ein wichtiges Ziel ist es auch, eine Struktur 
untereinander auf europäischer Ebene einzu- 
fädeln, die selbst nach dem G8 2007 noch Be- 
stand hat. 

Bestimmt gibt es noch zahlreich mehr The- 
men, die wir besprechen können. Wir freuen 
uns, wenn Ihr weitere Vorschläge macht, kon- 
krete Aspekte vorbereitet und - vor allem - 
zum Camp kommt! Der Workshop findet am 
10. und 11. August aufdem „Camp Inski“ statt. 
„Camp Inski“ ist ein internationales Mobili- 
sierungscamp gegen den G8 2007. Der Ort des 
Camps wird aufwww.campO6.org veröffent- 
licht; dort auch mehr Infos zu Anreise etc. 
Solidarische Grüße 
AG Antirepression; Kontakt unter g8-anti- 
rep@riseup.net [g8-antirep@riseup.net] 


Das Gefangenen Info ist aus dem Angehörigen Info 
hervorgegangen. Es erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nach- 
richtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig- 
Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer Kamp 25, 20359 
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Strafvollzug in Niedersachsen 


Auf dem Weg ins 
Feindstrafrecht?! 


Am 1.1.1977 trat in (West-)Deutschland das 
Strafvollzugsgesetz in Kraft; erstmals wurde 
die Ausgestaltung des Strafvollzuges gesetz- 
lich geregelt. 

Bislang war der Bundestag für die Regelung 
des Strafvollzuges zuständig (Artikel 74 Abs. 
1 Nr. 1 Grundgesetz), jedoch soll im Rahmen 
der Föderalismusreform künftig jedes der 16 
Bundesländer sein eigenes Länderstrafvoll- 
zuggesetz (L-StrVollzG) erlassen dürfen. 

Vor Kurzem stellte die niedersächsische Ju- 
stizministerin Heister-Neumann ihre „Eck- 
punkte für ein Niedersächsisches Strafvoll- 
zugsgesetz“ vor. 

Zu 11 zentralen Punkten äußerte sich die 
Ministerin, wobei zu beobachten ist, dass par- 
tiell Feindstrafrechtselemente nunmehr in Ge- 
setzesform gegossen werden sollen. Hierzu 
später mehr. 

Zentrales Element des L-StrVollzG in Nie- 
dersachsen soll eine deutliche Reduzierung der 
Kosten sein. So lautet einer der Eckpunkte: 
„Die Gefangenen sollen stärker an den Kosten 
des Strafvollzuges beteiligt werden“ Für Arzt- 
besuche, Medikamente soll künftig genauso 
(zu-)gezahlt werden müssen wie für Locke- 
rungen des Vollzuges. 

Des Weiteren soll der Prozess der (Teil-)Pri- 
vatisierung von Gefängnissen forciert und ge- 
setzlich abgesichert werden. 

Hierzu zählt auch die Absicht der Justizmi- 
nisterin, den Besitz der Gefangenen zu redu- 
zieren, bzw. künftig vom Ermessen der An- 
staltsleitung abhängig zu machen, wobei ins- 
besondere daran gedacht wird, Privatfirmen 
die Vermietung von Elektroartikeln an Gefan- 
gene zu übertragen. Darf heute ein Insasse 
noch einen Fernseher (o.ä.) kaufen, soll er 
künftig unter Umständen nur noch ein Gerät 
mieten dürfen - für Firmen eine Lizenz zum 
Gelddrucken. 

Kommen wir aber nun zu den angespro- 
chenen Elementen des Feindstrafrechts: So 
soll künftig möglichst jeder Gefangene, der 
keine Vollzugslockerungen erhält, automa- 
tisch bei Transporten (z.B. in eine andere JVA, 
zu einem Facharzt, o.ä.) gefesselt werden dür- 
fen. Heute lässt dies das Gesetz nur bei „er- 
höhter Fluchtgefahr“ zu. 

Somit wird sich also jeder und jede Gefan- 
gene (in Niedersachsen) in Zukunft in Ketten 
gelegt wiederfinden, was sogar den Rahmen 
dessen sprengt, was sich Feindstrafrechts-Be- 
fürworter vorstellen: Diese argumentieren, 
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dass, wer nicht mehr die Verlässlichkeit ratio- 
nalen Handels als Bürger gewährleiste, aus der 
(Bürger-)Gesellschaft ausgeschlossen und als 
Feind behandelt werden müsse. 

Herrschte bislang so etwas wie eine still- 
schweigende Übereinkunft zwischen der 
Mehrheit der Gefangenen und dem Staat, 
Möglichkeiten zur Flucht nicht zu nutzen, 
dafür im Gegenzug bspw. gerade nicht gefes- 
selt zu werden bei Verlassen der Anstalt, kün- 
digt die Ministerin dieses „Agreement“ auf. 

Dies wird noch deutlicher am Begriff des 
„Chancenvollzuges“ Im schönsten Berater- 
deutsch wird im Eckpunktepapier von Heister- 
Neumann von der „konsequenten Einforde- 
rung der Eigenverantwortung“ der Insassen 
gesprochen. Der Chancenvollzug solle „zen- 
traler Gestaltungsgrundsatz“ des L-StrVollzG 
in Niedersachsen werden. 

Wer sich jedoch diesen „Chancen“ verwei- 
gere (also nicht die oben erwähnte „Verläss- 
lichkeit rationalen Handelns“ gewährleiste) 
soll auf eine - Zitat - „Grundversorgung“ ver- 
wiesen werden. 

Und um rechtliche Eingabemöglichkeiten 
der Gefangenen weitestgehend zu reduzieren 
(auch im Feindstrafrechtsdiskurs wird betont, 
dass den „Feinden“ die Rechtswege allenfalls 
beschränkt offen stehen sollen: Exemplarisch 
zu beobachten an der Haltung der US-Regie- 
rung zu den Lagerinsassen auf Guantanamo 
Bay), soll das L-StrVollzG möglichst verein- 
facht und „entbürokratisiert“ daher kommen. 

Selbst die SPD im niedersächsischen Land- 
tag kam zu dem Ergebnis, dass es sich bei den 
Plänen der Ministerin um „gefährlichen Po- 
pulismus und überflüssige Augenwischerei“ 
handele (Nordwest Zeitung, 30. Mai 2006). 

Wir können also beobachten, wie nunmehr 
das 30 Jahre alte Bundesgesetz durch 16 Län- 
dergesetze ersetzt werden soll und dabei erste 
Elemente des Feindstrafrechts in das neue Ge- 
setz eingebracht werden sollen. Es bleibt ab- 
zuwarten, ob nun auch seitens der Gefange- 
nen das oben erwähnte „stillschweigende 
Übereinkommen“ gekündigt werden wird und 
sie sich zur Wehr setzen.... 

Thomas Meyer-Falk, c/o JVA - Z. 3117, 
Schönbornstr. 32, D-76646 
Bruchsal 


breitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / 
Hamburg m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Ei- 
gentumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum 
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